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Dr. Sarah Schmid-Nürnberg,
Leiterin des Referats Verfassung, Europäische Integration und  
Gesellschaftliche Partizipation, Hanns-Seidel-Stiftung, München.

Liebe Leserinnen und Leser,

„Bayern ist unsere Heimat, Deutschland unser Vaterland und Europa un-
sere Zukunft“ – so lautet eines der wohl meistzitierten Bonmots von Franz 
Josef Strauß. Der bayerische Landesvater hatte auch eine klare Vision, wie 
sein Europa der Zukunft aussehen sollte: ein demokratisches und geein-
tes Europa – mit den Staaten des Warschauer Pakts als natürlicher Teil 
dieser Wertegemeinschaft. Inmitten eines durch den Eisernen Vorhang 
zwangsweise geteilten Kontinents war dies ein wagemutiger Traum. Mit 
der Vertiefung und Erweiterung der EU hat er sich aber schon wenige 
Jahrzehnte später weitgehend erfüllt.

Heute brauchen wir einen neuen europäischen Traum für das 21. Jahr-
hundert. Wie wir im Falle von Strauß sehen, spiegeln politische Zukunfts-
visionen immer auch die drängendsten Herausforderungen der Gegen-
wart wider. Unser europäischer Traum muss daher Wege aufzeigen, wie 
Europa die digitale Transformation meistern, auf der Weltbühne wettbe-
werbsfähig bleiben und trotzdem den Klimawandel erfolgreich bewälti-
gen kann. Wie unsere europäische Wertegemeinschaft ihr Versprechen 
von demokratischer Teilhabe, Wohlstand und Sicherheit auch für die 
kommenden Generationen einlösen kann.

Diese Fragen stehen auch im Mittelpunkt der von der Europäischen Uni-
on initiierten Konferenz zur Zukunft Europas, auf die wir in dieser Ausgabe 
der Politischen Studien mit Beiträgen unseres Vorsitzenden Markus Ferber, 
MdEP, des Europaparlamentariers Christian Doleschal und Vignetten aus 
den europäischen Institutionen in Bayern ein Schlaglicht werfen wollen. 

Ich wünsche Ihnen eine informative und gewinnbringende Lektüre,

EDITORIAL

Politische Zukunftsvisionen spiegeln 
auch die drängendsten HERAUSFORDERUNGEN 
der Gegenwart wider.

„
DER NEUE EUROPÄISCHE TRAUM
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/// Traut es Euch zu!

RECHT SO − EINE RICHTERIN 
GEHT ENTSCHLOSSEN UND ELEGANT 
IHREN WEG

ANDREA TITZ /// ist Richterin und ehemalige Pressesprecherin des  
Oberlandesgerichts München. Durch die Prozesse gegen Bernie Ecclestone 
und Uli Hoeneß sowie das NSU-Verfahren rückte die Juristin mit ihrer  
Pressearbeit und ihren eindrücklichen Auftritten ins Rampenlicht. Anfang 
2020 kehrte sie als Vizepräsidentin an das Landgericht Traunstein zurück. 
Wir haben mit ihr über ihre Arbeit, Frauen im Justizwesen und darüber,  
was einen guten Juristen ausmacht, gesprochen.

/// IM ZEITGESPRÄCH:  
ANDREA TITZ
ist Juristin und Vizepräsi-
dentin des Landgerichts 
Traunstein.

Das Medieninteresse war 
enorm beim Steuerprozess 
gegen Uli Hoeneß 2014. 
Andrea Titz informierte  
als damalige Gerichtsspre-
cherin elegant, eloquent  
und kompetent Presse  
und Öffentlichkeit.
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Politische Studien: Frau Titz, was war 
Ihre ganz persönliche Motivation, um 
Jura zu studieren?

Andrea Titz: Es hat mich einfach in-
teressiert. Dass ich das Argumentie-
ren und Abwägen mag, wusste ich 
schon seit meiner Schulzeit. Nach 
meinem Abitur haben Bekannte 
ganz angetan vom Jurastudium er-
zählt. Also habe ich beschlossen, es 
mal zu versuchen. Es war dann von 
Anfang an klar, dass das gut passt 
und es mir Spaß macht. Ich habe 
meine Studienwahl nie bereut. 

Welche Voraussetzungen muss man dafür 
mitbringen? 

Von einem Fall den konkreten Kon-
text zu abstrahieren und ihn dann 
auf einen anderen Fall anzuwenden, 
also zum Beispiel ein Gesetz auf Fall-
konstellationen anzuwenden, das ist 
eine Fähigkeit, die man während des 
Jurastudiums lernt. Diese Fähigkeit 
zur Subsumtion oder abstraktes Wis-
sen auf eine konkrete Situation anzu-
wenden, das ist schon etwas, das 
man können muss. Im Studium muss 
man also logisch denken und Argu-
mente für oder gegen eine Meinung 
finden können. 

Können Sie mit folgenden Namen etwas 
anfangen: Elisabeth Selbert, Annita 
Augsburg, Erna Schäffler?

Elisabeth Selbert war doch eine der 
beiden Mütter des Grundgesetzes in 
der großen Phalanx der Männer. An-
nita Augsburg war die erste Frau, die 
Ende des 19. Jahrhunderts in Jura 
promoviert hat und Erna Schäffler …

… war die erste Richterin am Bundesver-
fassungsgericht. Glauben Sie, dass Frau-
en, die Pioniere in ihren Feldern sind, eine 
wichtige Funktion als Vorbilder und Ori-
entierungspunkte für nachwachsende Ge-
nerationen erfüllen oder wird das über-
schätzt? 

Leider Gottes ist es immer so, wenn 
sich ein Bereich für Frauen öffnet, dass 
die Ersten auf diesem Weg noch abso-
lute Ausnahmen sind und noch keine 
richtige Sogwirkung entwickeln. Aber 
ich denke trotzdem, wir können die 
Leistung dieser Frauen nicht hoch ge-
nug einschätzen. Man kann es sich ja 
heute kaum noch vorstellen, welchen 
Widerständen sie begegneten und sei 
es auch nur die Art, in der ihre männ-
lichen Kollegen mit ihnen umgegan-
gen sind. Ich kann mir gut vorstellen, 
wie dieser Umgang zwischen betont 

ritterlich und belächelnd oszillierte. 
Pioniere haben es immer schwer. Die 
Lebensleistung solcher Menschen ist 
höher einzuschätzen als die derer, die 
auf bequemen, ausgetretenen Pfaden 
ihren Weg gehen.

Glauben Sie, dass das Geschlecht wichtig 
dafür ist, welche Vorbilder man sich 
wählt?

Vielleicht, wenn es um Themen geht, 
die eine junge Frau in ihrer Eigenschaft 
als Frau betreffen, im Privaten. Wenn 
es um berufliche Vorbilder geht, sollte 
es eigentlich geschlechtsunspezifisch 
sein. Dass man jemandem in einem 
bestimmten Beruf nacheifern möchte, 
sollte nicht vom Geschlecht abhängen. 

Wie würden Sie sich selber in diesem Zu-
sammenhang sehen? 

Ich glaube nicht, dass mich genug 
Menschen wahrnehmen, als dass ich 
eine Vorbildrolle haben könnte. Aber 
ich möchte nicht ausschließen, dass 
es der einen oder anderen die Augen 
geöffnet hat, dass man nicht, um im 
Klischee zu bleiben, in einem beson-
ders neutralen Outfit erscheinen oder 
im eigenen Auftreten ganz zurückge-
nommen sein muss, um eine gute Ju-
ristin zu sein.

Haben Sie auf Netflix „Das Damengambit“ 
gesehen? 

Ja. Eine faszinierende Serie. 

Danach haben zehntausende junge Frauen 
angefangen, Schach zu spielen.

Wobei natürlich die Protagonistin im 
Damengambit eine erfundene Figur 
ist, die durch eine unendliche Cool-
ness besticht, die sich an den eigenen 
Haaren aus dem selbst geschaffenen 
Sumpf zieht und bei der alles immer 
klappt. Das ist eine schöne Fiktion, 
die eben auch wegen ihrer Glattheit 
ansprechend ist. Außerdem identifi-
ziert man sich wahrscheinlich lieber 
mit jemandem, der auch noch gut 
aussieht, dabei kühl wie ein Fisch ist 
und super erfolgreich, als mit jeman-
dem, der sich durchs Leben wursch-
telt und dann vielleicht endlich, nach 
langem Kampf, Erfolg hat.

Zur Rolle der Öffentlichkeit in Gerichts-
prozessen: Wünscht man sich bei Gericht 
eigentlich viel oder lieber wenig Öffent-
lichkeit?

Ich glaube, die meisten Kollegen ha-
ben da keine Vorlieben. Wir verhan-
deln ja grundsätzlich öffentlich. Es 
gibt keine Geheimprozesse. Was viel-
leicht belastend für ein Verfahren 
sein kann, ist, wenn schon im Vorfeld 
klar ist, dass es großes öffentliches 
Interesse geben wird. Das bedeutet 
nämlich ganz konkreten logistischen 
Aufwand. Sie müssen dann zum Bei-
spiel die Sitzplatzvergabe organisie-

 „Wir können die LEISTUNG dieser Frauen nicht 
hoch genug einschätzen.

„
PIONIERE haben es immer schwer.
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ren und es muss viel mehr auf die 
Ordnung im Gerichtssaal geachtet 
werden. Das kann für den oder die 
Vorsitzende schwierig sein, wenn 
ständig renitente Zuschauer zur Ord-
nung gerufen werden müssen. 

Stellen Sie sich vor, es gibt einen 
Nachbarschaftsstreit, der in einem 
Ort für große Aufmerksamkeit sorgt. 
Dann kommen die Anhänger und 
Nachbarn des einen und die des an-
deren und bevölkern den Gerichts-
saal. Dann gibt es natürlich mehr Un-
ruhe. Öffentlichkeit kann also zwar 
mehr Aufwand bedeuten, aber 
grundsätzlich stehen wir alle dazu, 
dass unsere Verfahren öffentlich 
sind. Das ist sozusagen Teil unserer 
DNA als Richter.

Hilft es, Gerüchten und Fake News vorzu-
beugen, wenn schon bei einem Prozess 
möglichst viel öffentliche Beteiligung 
herrscht, wenn alles transparent ist?

Der Wert einer breiten Öffentlichkeit 
als Mittel gegen Fake News ist eher 
gering. Das ist meine Erfahrung aus 
vielen öffentlich stark wahrgenom-
menen Verfahren. Das, was Volkes 
Stimme daraus macht, entspricht sel-
ten der Realität. Zum Teil, weil die 

Menschen es einfach nicht verstehen 
und zum Teil auch, weil sie es nicht 
verstehen wollen. 

Ich kann mich gut an Fälle erin-
nern, bei denen man eine Presseer-
klärung herausgegeben hat, beispiels-
weise über die Verurteilung einer 
Person, und in den Online-Kommen-
tarspalten steht dann: „Kommt ja eh 
wieder frei.“ Es ist nun mal eine Spe-
zialmaterie. Als Laie könnte man ver-
mutlich auch nicht zutreffend von ei-
ner Operation berichten und eher sa-
gen: „Die haben da halt ein bisschen 
rumgeschnipselt und ich meine, die 
haben zu viel rausgenommen.“ Dabei 
spreche ich ausdrücklich nicht von 
Journalisten, die wirklich in diese 
Themen einsteigen.

Als Pressesprecherin eines Gerichts hat 
man doch sicher die Möglichkeit, all dies 
ein bisschen zu lenken. Bei Ihren High-
light-Prozessen, etwa gegen den NSU 
oder bei Uli Hoeneß, schienen Sie sich für 
eine möglichst große öffentliche Reso-
nanz entschieden zu haben.

Mir ging es darum, die Öffentlichkeit 
möglichst umfangreich zu informie-
ren. Gerade in meiner Anfangszeit 
war die Informationspolitik traditio-

nell eher zurückhaltend. Man hat mit 
dem klassischen, aber doch sehr 
schwerfälligen Medium der Presse-
mitteilung (PM) gearbeitet. Die PMs 
gingen dann auch nicht unbedingt 
zeitnah nach einem Verfahren raus. 
Da haben sich die Parameter geän-
dert: für uns und die Journalisten. 
Die haben schon längst nicht mehr 
Zeit bis zum nächsten Tag, um eine 
PM zu einer Nachricht umzuschrei-
ben. Heute brauchen Journalisten 
ihre Informationen sofort. Als wir das 
NSU-Verfahren geplant haben, haben 
wir gesehen, wohin es führt, wenn 
man nicht oder nur sehr zurückhal-
tend informiert. Dann wird sehr 
schnell in die Arbeit des Gerichts ir-
gendetwas hinein geheimnist, was gar 
nicht existiert. 

Deswegen finde ich: Informationen 
für die Öffentlichkeit sollen möglichst 
umfangreich und proaktiv erfolgen. 
Ein Pressesprecher muss sich nicht 
nur fragen, was er heute noch nicht ge-
fragt wurde, sondern auch, was er 
morgen gefragt werden könnte. Das 
sage ich auch unseren neuen Presse-
sprechern: So viel und so zeitnah wie 
möglich informieren. Als Service ei-
nerseits den Journalisten gegenüber, 
aber auch zum Selbstschutz des Ge-
richts und der Staatsanwaltschaft, da-
mit die nicht in die Defensive und ir-
gendeinen medialen Sturm geraten, 
der gar kein Sturm hätte sein müssen, 
wenn man frühzeitig gesagt hätte: 
„Leute, das und das wird passieren 
aber das ist ganz normal.“

Auf ein Gericht kann Druck entstehen, 
wenn die Öffentlichkeit eine Erwartungs-
haltung bei einem Verfahren hat. Wie 
geht man damit um?

Das ist sicherlich schwierig. Das 
Wichtigste ist, dass man sich zu-
nächst einmal überhaupt bewusst 
wird, dass es diesen Druck gibt. Und, 
dass es ganz normal ist, dass man ihn 
fühlt und irgendwie darauf reagiert. 
Eine gewisse Gefahr besteht also bei 
Richtern, die von sich behaupten, das 
würde ihnen überhaupt nichts aus-
machen. Der zweite Schritt ist dann, 
sich so gut wie möglich frei davon zu 
machen und sich selber zu hinterfra-
gen: Mache ich das jetzt nur, weil es 
von mir erwartet wird, oder umge-
kehrt, weil ich mich ganz besonders 
heftig davon abgrenzen möchte? Weil 
jetzt alle erwarten, dass der mög-
lichst hart verurteilt wird, bekommt 
er gerade extra nur eine Bewährungs-
strafe?

Um die psychische Belastungen im 
Alltag zu verarbeiten, gibt es schon 
längere Zeit eine Art „interkollegiale 
Intervision“, also etwas, das über die 
gemeinsame Kaffeerunde hinaus-
geht. Da kann man über seine Fälle 
sprechen und vielleicht von Kollegen, 
die von außen auf die Situation schau-
en, einen Tipp bekommen, wie man 
mit dem öffentlichen Druck im kon-
kreten Verfahren umgehen kann. 

Aber natürlich ist es nicht schön, 
wenn man lesen muss: „Das Schwein 
muss rein“ oder „Der ist doch un-

„
Informationen für die Öffentlichkeit sollen umfangreich 
und PROAKTIV erfolgen.

 „
ÖFFENTLICHKEIT kann mehr Aufwand bedeuten, 
aber grundsätzlich stehen wir alle dazu, dass unsere 
Verfahren öffentlich sind.
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schuldig …“. Das macht schon etwas 
mit einem. Denken wir an diese Mes-
serstecherei auf der Wiesn, das muss 
2015 oder 2016 gewesen sein. Da-
mals hat eine junge Frau jemanden 
mit einem Messer verletzt und sich 
auf Notwehr berufen. Darüber gab es 
viel Berichterstattung. Auch von seri-
ösen Journalisten wurde geschrie-
ben, es sei doch unmöglich, dass 
man die junge Frau wegen versuchten 
Totschlags anklagt, sie sei doch völlig 
unschuldig. Irgendwann stellte sich 
dann heraus, dass einer der Zeugen 
gekauft war.

Werden Sie für solche Situationen eigent-
lich geschult?

Es gibt Fortbildungen und Schulun-
gen zum Thema Kommunikation im 
Gerichtssaal oder zum Beispiel soge-
nannte „Resilienz-Seminare“, in de-
nen man auch lernt, mit seiner Rolle 
umzugehen.

Als Pressesprecherin steht man zwischen 
der Öffentlichkeit und dem Gerichtsbe-
trieb. Wie kommen Sie zu Ihren Antwor-
ten, wenn Sie wie beispielsweise im NSU-

Prozess von Journalisten suggestive oder 
tendenziöse Fragen gestellt bekommen? 
Welche Filter hat man als Pressesprecher 
dabei im Kopf, um missverständliche Ant-
worten zu vermeiden?

Ruhig und sachlich zu bleiben, ist 
ganz wesentlich. Das ist etwas, was 
man zwar bis zu einem gewissen 
Grad üben kann, aber man muss als 
Pressesprecher grundsätzlich in der 
Lage sein, etwas aus dem Stegreif zu 
formulieren, auf Provokationen nicht 
einzugehen und nicht in rhetorische 
Fallen zu tappen. Es gibt da natürlich 
Techniken, die man lernen kann, 
zum Beispiel Reizwörter in einer Fra-
ge nicht in der Antwort zu wiederho-
len, aber man muss schon schnell 
sein und gewisse rhetorische Fähig-
keiten mitbringen. Andererseits ist es 
für unsere Pressesprecher von Ge-
richt und Staatsanwaltschaft in 
Deutschland ein großer Vorteil, dass 
wir ja nicht nur Pressesprecher, son-
dern immer auch zugleich noch Rich-
ter oder Staatsanwälte sind und den 
Justizbetrieb gut kennen. 

Frau Titz, Ihre drei Highlight-Prozesse 
waren der NSU, Hoeneß und Ecclestone. 
Gibt es einen Moment, eine Situation, die 
Ihnen besonders im Gedächtnis geblie-
ben ist? 

Beim NSU-Verfahren war das mit Si-
cherheit der erste Verhandlungstag. 

Für mich, als völlig neu mit der Sache 
betraute De-facto-Pressesprecherin, 
war die Anspannung natürlich 
enorm. Dieser Moment, als ich in den 
frühesten Morgenstunden auf diesen 
Vorplatz vor dem Strafjustizzentrum 
gekommen bin und da Myriaden von 
Menschen standen … Gleichzeitig 
habe ich aber gesehen, dass die Ma-
schinerie lief, dass alles funktionierte 
und keine Revolten unter all den 
Menschen, die da anstanden und ver-
mutlich keinen Platz mehr bekom-
men würden, ausbrachen. Und dann 
im Sitzungssaal, das erste Mal, als die 
Angeklagten hereingeführt wurden. 
Das sind schon ganz intensive Erin-
nerungen. 

Gut erinnere ich mich auch an 
den Moment, als das Urteil gespro-
chen wurde. Ich selbst war daran 
nicht mehr beteiligt und konnte auch 
nicht im Sitzungssaal anwesend 
sein, habe es aber fast in Echtzeit 
verfolgt. Da hatte ich für einen kur-
zen Moment das Gefühl, als sei jetzt 
etwas abgeschlossen. Verstehen Sie 
mich nicht falsch, es ging mir nicht 
um das Ergebnis. Ich dachte mir: 
„Zum Glück. Der Senat hat es ge-
schafft. Sie haben dieses Verfahren 
abschließen können.“ Für die ganze 
Justiz, aber besonders für diesen 
Strafsenat, hat es mich gefreut, dass 
wir nun den Deckel des Buches so-
zusagen für diese Instanz zuschla-
gen konnten. Das war schon ein be-
wegendes Gefühl.

„
Als PRESSESPRECHER muss man aus dem Stegreif 
formulieren können und darf nicht in rhetorische 
Fallen tappen.
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Im Interview mit den Politischen Studien im Münchner Hofgarten ermutigt Andrea Titz,  
Richterin und langjährige Pressesprecherin, besonders junge Frauen zu einer Tätigkeit  
im Justizwesen. Es bietet viele Möglichkeiten und ist familiengerecht organisiert.
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Für den ordentlichen Abschluss dieses 
Prozesses haben Ihnen viele Menschen 
Glück gewünscht. Was wäre denn gesche-
hen, wenn es einen Verfahrensfehler ge-
geben hätte? Beim NSU-Prozess stand ja 
die Glaubwürdigkeit des Staates selber 
zur Verhandlung. 

Eben. Das war tatsächlich eine Sorge. 
Denn natürlich ist es bei so einem 
Mammutverfahren mit hunderten von 
Verhandlungstagen fast ein Ding der 
Unmöglichkeit auszuschließen, dass 
irgendein kleiner Fehler passiert. Und 
dann die Urteilsbegründung. Auch 
die steht ja in der Revision auf dem 
Prüfstand. Da dürfen Sie keine Brüche 
haben, keine logischen Widersprüche, 
in einem Urteil, das tausende Seiten 
hat, mit hunderten Zeugen, die gehört 
wurden, manchmal mehrfach. Dass 
man da eine Beweisführung hinbe-
kommen hat, die sich eben nicht zwi-
schen Seite 256 und 438 widerspricht, 
ist wirklich eine Meisterleistung, man 
kann es nicht anders sagen. Auch hier 
wieder: völlig ergebnisunabhängig. Es 
stand ja, wie Sie schon sagten, die 
Glaubwürdigkeit des Staates an sich 
auf dem Prüfstand. 

Inzwischen sind Sie in Traunstein am 
Landgericht.

Das ist ein Amt mit vielen Verwal-
tungsaufgaben. Richtergeschäftsauf-
gaben habe ich als Vizepräsidentin 
nicht mehr in dem Umfang. Auch die 
Kommunikation mit Journalisten ist 
jetzt, ich bin ja auch Pressesprecherin 
des Landgerichts Traunstein, etwas 
anders. Was ich jetzt mache, ist eben 
eine der verschiedenen Facetten, die 
die Justiz zu bieten hat. 

Sie sind ja außerdem Mitglied im Bayeri-
schen Richterverein und im Deutschen 
Richterbund. 

Ich bin seit 2016 Vorsitzende des Baye-
rischen Richtervereins. Wir vertreten 
die Interessen der Bayerischen Richter 
und Staatsanwälte gegenüber dem 
Bayerischen Justizministerium und 
setzen uns zum Beispiel für die perso-
nelle und sachliche Ausstattung der 
Justiz ein. Wir geben außerdem Stel-
lungnahmen zu Gesetzentwürfen ab. 

Bei dem Stichwort „Interessensvertre-
tung gegenüber dem Justizministerium“ 
möchte ich an eine regelmäßig erhobene 
Forderung der Europäischen Kommission 
erinnern, nämlich, dass die Gewaltentei-
lung in Deutschland zu verbessern sei, 
und zwar speziell im Falle der Justiz. Se-

hen Sie die Unabhängigkeit der Justiz in 
Deutschland in ausreichendem Maße ge-
währleistet? 

Nein. Es ist seit langer Zeit eine For-
derung des Deutschen Richterbun-
des gewesen, dass die Justiz auch 
Selbstverwaltungsstrukturen braucht 
und sie nicht abhängig sein darf, ge-
rade was die Fragen der Einstellung, 
Beförderung und natürlich auch der 
Budgetierung anbelangt. Das wurde 
immer wieder angemahnt und ist 
eine stete Forderung des Deutschen 
Richterbundes, die wir als Landes-
verband und Bayerischer Richterver-
ein natürlich mit vertreten. Aber es 
ist auch eine Forderung, die ungehört 
verhallt, egal ob auf Bundes- oder 
Landesebene. 

Das Hauptargument ist zumeist, 
dass die Justiz wegen der demokrati-
schen Legitimation irgendwie ange-
bunden und überwacht sein müsse. 
Der Deutsche Richterbund hat zwar 
Modelle entwickelt, wie es aus unse-
rer Sicht verfassungsgemäß umsetz-
bar wäre. Trotzdem – dieses Thema 
spielt auf der politischen Agenda 
schlicht keine Rolle. Auch möchte 
kein Justizminister seine Einfluss-
möglichkeit, zumindest seine theore-
tische, hier aus der Hand geben. 

Jetzt muss man aber sagen: Fak-
tisch ist es schon so, dass in Deutsch-
land die Justiz unabhängig ist und 
unabhängig entscheidet. Das ist des-
wegen so, weil wir Gott sei Dank in 

fast allen Bundesländern seriös agie-
rende Beteiligte haben. Es werden 
aber möglicherweise zunehmend 
Parteien in Regierungsverantwor-
tung kommen, die nicht immer fest 
auf dem Boden des Grundgesetzes 
stehen. Die könnten dann womöglich 
auch mal das Justizministerium un-
ter sich haben. Und da wird mir 
durchaus angst und bange, wenn un-
ter solchen Vorzeichen Einstellung 
und Beförderung letztendlich in der 
Verantwortung des jeweiligen Minis-
ters stehen. Das ist ja inzwischen 
nicht mehr nur eine theoretische Ge-
fahr, über die man lächeln kann. Es 
gibt ja schon Bundesländer, in denen 
das heute der Fall ist. 

Wenn man sich dann auch noch 
ein wenig umschaut und sieht, wie es 
in anderen Ländern mit der Rechts-
staatlichkeit den Bach runtergeht, 
dann [pfeift leise] möchte ich schon 
mahnen, dass man diese berechtig-
ten Forderungen nicht immer mit 
dem Argument wegwischt, es funkti-
oniere ja alles bei uns. Ja. Zum Glück 
funktioniert es. Noch. Aber wir wis-
sen nicht, wie lange noch.

Dann ist die Deutsche Rechtsstaatlichkeit 
abhängig von guten Sitten und einer zivi-
lisierten politischen Kultur?

Genau. Beim Deutschen Richterbund 
ist das eines unserer Haupt- und 
Kernthemen. 

 „Richtergeschäftsaufgaben habe ich als VIZEPRÄSIDENTIN 
nicht mehr in dem Umfang.

„
Die könnten dann womöglich auch mal das 
JUSTIZMINISTERIUM unter sich haben und da wird mir 
durchaus angst und bange.
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Erstreckt sich dieser Missstand bis auf 
das Bundesverfassungsgericht?

Der Unterschied ist, dass keine direk-
te Einflussmöglichkeit des Bundes-
justizministeriums auf das Bundes-
verfassungsgericht besteht, anders 
als bei den anderen Bundesgerichten.

Sie haben 2018 in einem Interview eine 
„offene und konstruktive Debatte über 
die richterliche Berufsethik“ gefordert. 
Sie sagten auch, man müsse „wach und 
selbstkritisch“ sein und sei nicht unfehl-
bar. Das ist natürlich alles sehr richtig, 
aber es klingt, als sähen Sie in diesem 
Feld ein Problem. Können Sie das näher 
erläutern?

Mit dem Thema richterliche und 
staatsanwaltliche Berufsethik habe 
ich mich in der Zeit zwischen 2007 
und 2016, als ich im Präsidium des 
deutschen Richterbundes war, zu-
sammen mit einer Kollegin intensiv 
befasst. Es ist ein großer Erfolg, dass 
dieses Thema mehr ins Zentrum ge-
rückt ist. Wir glauben, dass es bei der 
Arbeit hilft, wenn man sich mit  
Berufsethik auch im Alltag beschäf-
tigt. Da sind wir wieder beim Thema 
Bewusstsein. 

Wir sind damit am Anfang größ-
tenteils belächelt worden, so nach 

dem Motto: „Das weiß man doch als 
Richter, wie man sich zu verhalten 
hat.“ Aber die Diskussion, die wir an-
gestoßen haben, hat doch bei vielen 
ein Umdenken bewirkt. Man muss 
sich bewusst mit dem eigenen An-
spruch an sich und die Ausübung sei-
nes Richteramtes befassen und mit 
der Frage, wie man diesen Anspruch 
in der täglichen Arbeit hochhält. Wie 
nehme ich mich selbst wahr und wie 
gehe ich mit meiner eigenen Fehlbar-
keit um? Wie gehe ich damit um, dass 
ich womöglich Vorurteile habe, dass 
ich bestimmte Einstellungen habe 
oder eben nicht, dass ich bestimmte 
Positionen ganz streng ablehne und 
andere richtig finde? 

Wie bewerten sie den Föderalismus in der 
deutschen Justiz?

Ein Problem ist besonders, dass die 
Besoldungssituation in den einzelnen 
Bundesländern sehr uneinheitlich ist. 
Es gibt ein starkes Besoldungsgefälle. 
Wir haben Modellrechnungen für 
fiktive Kollegen in modellhaften Le-
bens- und Familiensituationen. Da 
gibt es Unterschiede von bis zu 800 
Euro monatlich. Auch die personelle 
Situation ist unterschiedlich. Das ist 
eine Schwierigkeit für die Justiz als 
Arbeitgeber. 

Im Rahmen des „Paktes für den 
Rechtsstaat“ wurde vom Bund zwar 
Geld zur Verfügung gestellt, aber die 
Justiz in einigen Bundesländern ist 
trotzdem immer noch besser aufge-
stellt, auch was die Arbeitsbelastung 
angeht. Insofern hat der Föderalis-
mus durchaus den einen oder ande-
ren Nachteil. Wir fordern einheitli-
che Besoldungsstrukturen. Ansons-
ten ist die föderale Ausgestaltung 
nicht unbedingt das größte Problem 
der Justiz. Da geht es eher um The-
men wie Mitbestimmung oder Selbst-
verwaltung, die wir gerade schon be-
sprochen haben.

Wie sehen Sie die Karrieren Ihrer Kolle-
ginnen? Gibt es in der deutschen Justiz 
echte Gleichstellung oder doch noch ir-
gendeine Form von gläserner Decke?

Also, eine gläserne Decke gibt es bei 
uns nicht. Die Kriterien für eine Be-
förderung wie Eignung, Leistung und 
Befähigung werden bei Frauen und 
Männern gleichermaßen ernst ge-
nommen. Zunehmend kommen 
Frauen auch in höhere Positionen. 
Eine gewisse Problematik besteht 
noch darin, dass man das Bewusst-
sein bei jungen Frauen stärken muss, 
dass es nicht irgendwie anrüchig ist, 
seine Karriere frühzeitig zu planen. 
Man sollte sich da auch genug zutrau-
en und für die eigene Laufbahn nicht 
zu viel zu früh ausschließen. 

 „Es hilft bei der Arbeit, wenn man sich mit BERUFSETHIK 
auch im Alltag beschäftigt.

Das große Plus der Justiz ist, dass 
das alles auch mit Kindern ohne wei-
teres möglich ist. Da ist die Justiz als 
Arbeitgeber fast unerreicht. Es gibt 
nicht nur große Flexibilität, was die 
Dauer und Ausgestaltung der Eltern-
zeit anbelangt, sondern auch sehr vie-
le Möglichkeiten, seine Arbeitszeit 
familienbedingt für eine gewisse Zeit 
zu reduzieren. Mittlerweile gibt es 
Teilzeitmodelle auch für höhere Be-
förderungsstellen. Ich kann also jun-
ge Frauen nur ermutigen: Überlegen 
Sie sich frühzeitig, was Sie wollen, 
stehen Sie dafür ein und trauen Sie 
sich alles zu.

Das Interview führte Maximilian Witte,  
Onlineredaktion, Kommunikation und 
Öffentlichkeitsarbeit, Hanns-Seidel-Stif-
tung, München.  ///

„
Ein Problem ist die UNTERSCHIEDLICHE Besoldungs-
situation in den einzelnen Bundesländern.
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Herausforderungen für die EU
Die Debatte um die Zukunft der Euro
päischen Union hat in den vergangenen 
Jahren an Fahrt aufgenommen. Auf der 
einen Seite ist die EU in der Lebenswirk
lichkeit vieler Unionsbürger längst ange
kommen. Von den Europäischen 
Grundfreiheiten profitieren beispiels
weise junge Menschen, die für ein Aus
landssemester in Mailand oder Madrid 

/// Einführung

studieren wollen oder Mittelständler, 
deren Produkte überall im europäischen 
Binnenmarkt Abnehmer finden. Diese 
europäische Normalität hat auch Aus
wirkungen auf die Identität der Men
schen. So gibt in der jüngsten Europa
barometerUmfrage ein Großteil der 
Teilnehmer an, sich auch als Bürger der 
Europäischen Union zu fühlen. Am 
stärksten fiel die Zustimmung zu dieser 

EUROPAS ZUKUNFT MITGESTALTEN

SARAH SCHMID-NÜRNBERG /// Wie kann sich die EU für die Zukunft krisenfest,  
nachhaltig und wettbewerbsfähig aufstellen? Antworten darauf soll die 2020 initiierte 
EU-Zukunftskonferenz liefern und dabei Impulse der Unionsbürger aufnehmen und 
in den politischen Entscheidungsprozess einspeisen. Stand und Perspektiven dieser 
Konferenz bilden auch den Schwerpunkt dieser Ausgabe der Politischen Studien.

IM FOKUS

Aussage mit 88 Prozent in Luxemburg 
aus, dicht gefolgt von Deutschland und 
Irland. Am schwächsten ausgeprägt war 
das europäische Identitätsgefühl in 
Griechenland, Italien und Bulgarien mit 
knapp über 50 Prozent. In 19 der 27 
Mitgliedsstaaten lag die Zustimmung 
bei über 70 Prozent.1

Im europäischen Querschnitt zeig
ten sich die Befragten mehrheitlich auch 
überzeugt, dass die EU in der Zukunft 
die richtigen Entscheidungen fällen 
wird. Im Mittel bejahen dies 61 Prozent, 

35 Prozent sind hingegen skeptisch. Be
sonders ausgeprägt ist das Vertrauen in 
die EU in Portugal mit 86 Prozent, Grie
chenland ist hingegen mit 49 Prozent 
das einzige Land, in dem weniger als die 
Hälfte der Befragten ein positives Vo
tum abgegeben hat.2

In der akademischen Debatte zur 
EU lässt sich jedoch – diesen positiven 
Umfragezahlen zum Trotz – ein nega
tiver Tenor beobachten. So identifizier
te etwa der ehemalige Kommissions
präsident JeanClaude Juncker eine 
„Polykrise“3, der Politikwissenschaftler 
Werner Weidenfeld beklagte erst jüngst 
eine „strategische Sprachlosigkeit“4 der 
EU und der renommierte Historiker 
Dominik Gep pert mahnte, dass die 
„europäische Einigung mitnichten irre
versibel“5 sei. 

Ursächlich für diese Beobachtung ist 
eine Reihe an Krisen, mit denen sich die 

Die überwiegende Mehrheit fühlt 
sich als EUROPÄISCHER Bürger.
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EU in den vergangenen Jahren konfron
tiert sah und die nicht zuletzt auch die 
Sollbruchstellen des europäischen Pro
jekts offengelegt haben. Das ist zum ei
nen die EurozonenKrise ab 2010, in der 
Fragen der Fiskalpolitik eine starke 
Emotionalisierung erfuhren und sich 
eine NordSüdKonfliktlinie herauskris
tallisierte. Bei der Migrationskrise ab 
2015 standen wiederum Dissonanzen 
zwischen Ost und West im Vorder
grund. Die CoronaPandemie führte 
schlussendlich zu einer Debatte über eu
ropäische Solidarität und Handlungsfä
higkeit, bei der vor allem von der Pande
mie stark betroffene Staaten eine kriti
sche Haltung einnahmen. 

Diese Krisen bildeten zudem einen 
fruchtbaren Nährboden für euroskepti
sche und populistische Parteien, die an 
den Wahlurnen vermehrt reüssieren. 
Damit verbunden ist eine zunehmende 
Politisierung der EU, die von diesen Par
teien befeuert wird, sich aber auch aus 
den wachsenden Handlungsfeldern und 
Kompetenzen der EU – und der dadurch 
gestiegenen öffentlichen Wahrnehmung – 
ergibt. An die Seite dieser Krisen treten 
darüber hinaus noch drängende Heraus
forderungen wie etwa die Bewältigung 
des Klimawandels und die Gestaltung 
der digitalen Transformation, die kein 
Nationalstaat mehr alleine bewältigen 
kann und die eines supranationalen An
satzes bedürfen.

Bürgerbeteiligung als Fundament 
der Zukunftskonferenz

Kurzum, die EU steht vor einer Wegmar
ke und muss, um an ihre Erfolge in der 
Vergangenheit anschließen zu können, 
die Weichen für die Zukunft stellen. Vor 
diesem Hintergrund wurde von der Eu
ropäischen Union die Konferenz zur Zu
kunft Europas lanciert, eine „europawei
te Übung in Sachen Demokratie – mit 
von Bürgerinnen und Bürgern getrage
nen Debatten, bei denen die Menschen 
aus ganz Europa ihre Ideen austauschen 
und unsere gemeinsame Zukunft mitge
stalten können“6. Die Zukunftskonfe
renz, die am 9. Mai 2021 ihre Tätigkeit 
aufnahm, fußt dabei auf drei Säulen: 
Bürgerforen, einer OnlinePlattform und 
einer Plenarversammlung. 

Bürgerforen zur Zukunftskonferenz 
werden auf europäischer, aber auch auf 
nationaler, regionaler und kommunaler 
Ebene durch staatliche und zivilgesell
schaftliche Multiplikatoren durchge
führt. Eine Schlüsselrolle nehmen dabei 
die vier europäischen Bürgerforen ein, 
in denen jeweils 200 Bürger wirken. Die 
Zusammensetzung der zufällig ausge
wählten Teilnehmer soll einen repräsen
tativen Querschnitt der EUBevölke
rung widerspiegeln. Gleichzeitig liegt 
das Augenmerk des Formats darauf, 
jungen Menschen zwischen 16 und 25 
Jahren eine starke Stimmung zu geben. 
Sie machen daher ein Drittel der Teil
nehmer aus. 

Die OnlinePlattform steht allen 
Unionsbürgern offen und sie ist in den 
24 Arbeitssprachen der EU verfügbar. 
Auf der Homepage können die Benutzer 
nicht nur Veranstaltungen zur Zu
kunftskonferenz bekanntmachen, son
dern auch eigene inhaltliche Vorschläge 
platzieren. Diese können von anderen 
Usern bewertet und kommentiert wer

den. Auf diese Weise kristallisiert sich 
dann auch heraus, welche Vorschläge 
unter den Benutzern der Plattform 
mehrheitsfähig sind.

In der Plenarversammlung sind 
schlussendlich 80 Vertreter der europäi
schen sowie 27 Repräsentanten der natio
nalen Bürgerforen vertreten. Seitens der 
europäischen Institutionen ist das Parla
ment mit 108 Mitgliedern, der Rat mit 
54 Mitgliedern und die EUKommission 
mit drei Mitgliedern repräsentiert. Kom
plementiert wird die Versammlung 
durch jeweils 18 Vertreter des Ausschus
ses der Regionen und des Wirtschafts 

und Sozialausschusses sowie 12 der re
gionalen und lokalen Behörden, 12 der 
Sozialpartner und 8 der Zivilgesell
schaft. Aus Bayern sind Landtagspräsi
dentin und HSSMitglied Ilse Aigner, 
MdL, sowie der Fraktionsvorsitzende 
der Europäischen Volkspartei im EU
Parlament, Manfred Weber, MdEP, in 
diesem Gremium vertreten. 

Die Plenarversammlung bildet auch 
den Rahmen, innerhalb dessen Vor
schläge von der OnlinePlattform und 
aus den Bürgerforen, die Letztere zu
sammengestellt haben, debattiert wer
den. Die daraus resultierenden Empfeh
lungen erhält der Exekutivausschuss der 
Plenarversammlung, der daraus einen 
Bericht erstellt. Vertreter aus Kommissi

on, Rat und Parlament werden auf die
ser Grundlage dann das weitere Vorge
hen beschließen. Ergebnisse der Konfe
renz sollen im Rahmen der französi
schen Ratspräsidentschaft im ersten 
Halbjahr 2022 präsentiert werden. 

Schwerpunkte der Zukunfts- 
konferenz

Aktuell befindet sich die Konferenz 
noch in einem frühen Stadium, in dem 
Themen in den Bürgerforen oder auf der 
OnlinePlattform debattiert werden. 
Erste europäische Bürgerforen haben im 
September und Oktober 2021 in Prä
senz getagt, aktuelle Formate finden mit 
Blick auf die CoronaLage wieder digital 
statt. Die Themenfelder, die in den Fo
ren behandelt werden, lauten:
•  Werte und Rechte, Rechtsstaatlich

keit, Sicherheit; 
•  Klimawandel, Umwelt und Gesund

heit; 
•  eine stärkere Wirtschaft, soziale Ge

rechtigkeit, Beschäftigung, Bildung, 
Kultur, Jugend, Sport und digitaler 
Wandel sowie 

• EU in der Welt und Migration.

Diese Themen spiegeln auch die in Um
fragen immer wieder identifizierten 
Schwerpunkte wider. So liegt laut des 
jüngsten Eurobarometers die Wirtschaft 
mit 27 Prozent auf Platz Eins der ge
nannten Herausforderungen, dicht ge
folgt von Umwelt und Migration, die je
weils ein Viertel der Befragten als dring
lichsten Problemkomplex einschätzen.7 

Wirft man einen Blick auf die Online
Plattform, zeichnen sich erste themati
sche Schwerpunkte entlang der genann
ten Themenfelder ab: Gerade Fragen der 
Umwelt und Migrationspolitik be
schäftigen die Benutzer, wobei insbe
sondere bei Migrationsfragen eine aus

Von der Polykrise PROFITIEREN 
populistische und euroskeptische 
Parteien.

Die EU-Zukunftskonferenz 
bietet mittels Foren den Bürgern 
eine MITSPRACHEMÖGLICHKEIT an.
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geprägte Pluralität an Perspektiven und 
Forderungen erkennbar ist. Generell 
wird ein breites Spektrum an Themen 
behandelt, das vom Appell für eine faire 
digitale Transformation über die Forde
rung nach einer Europäischen Armee 
bis hin zum Wunsch nach einer stärke
ren Förderung der europäischen Mehr
sprachigkeit reicht.8

Die OnlinePlattform spiegelt jedoch 
ein zentrales Problem der Zukunftskon
ferenz wider: Die laut Zwischenbericht 
vom September 2021 am häufigsten un
terstützte Forderung wurde von 540 
Nutzern favorisiert.9 Dies signalisiert, 
dass die Möglichkeit, im Rahmen der 
Konferenz die Zukunft Europas partizi
pativ mitzugestalten, in einer breiten Öf
fentlichkeit noch nicht vollständig ange
kommen ist. Dazu hat auch der langwie
rige Weg hin zur Konferenz beigetragen. 

Nicht nur hat die CoronaPandemie 
Ressourcen und politische Energie im 
Bereich der Krisenbewältigung gebün
delt und die politische Agenda be
herrscht. Darüber hinaus wurden Ziel
richtung und Gestaltungsumfang der 
Konferenz innerhalb der EUInstitutio
nen durchaus kontrovers diskutiert. Ins
besondere bei der Frage nach einer Än
derung der EUVerträge im Zuge der 
Zukunftskonferenz kristallisierten sich 
unterschiedliche Präferenzen heraus. 
Während das Parlament der Konferenz 
ein weitreichenderes Mandat erteilen 

wollte, nahm der Rat eine zurückhalten
de Position ein. 

Welche konkreten inhaltlichen Im
pulse von der Konferenz ausgehen, wird 
sich in den kommenden Monaten noch 
abzeichnen. In einer der kommenden 
Ausgaben der Politischen Studien wird 
Ilse Aigner, die die Landesparlamente 
bei der Zukunftskonferenz vertritt, uns 
einen Einblick aus der Herzkammer der 
Zukunftskonferenz geben.

Der Schwerpunkt der aktuellen Aus
gabe der Politischen Studien dient dazu, 
ein Schlaglicht auf weitere Diskussio
nen, Facetten und Aktivitäten zur EU
Zukunftskonferenz zu werfen. Einlei
tend beleuchtet Markus Ferber, MdEP, 
der Vorsitzende der HannsSeidelStif
tung und Vorsitzende des Ausschusses 
für Wirtschaft und Währung im Euro
parlament, wie sich die EU wieder stär
ker am Leitbild der Sozialen Marktwirt
schaft orientieren könnte. Dazu gehört 
erstens die Forderung, die Fiskal und 
Geldpolitik auf Stabilitätskurs zu brin
gen, da eine leichtfertige Haushaltspoli
tik die Stabilität der Währung bedrohe. 
Zweitens regt er an, Problemfelder im 
Bereich der Bankenunion zu adressie
ren, beispielsweise durch eine Harmoni
sierung der Bankeninsolvenzregelung. 
Eine Haftungsvergemeinschaftung lehnt 
er ab und sieht hierin einen negativen 
Anreiz für riskante Bankgeschäfte. Mit 
Blick auf das Ziel, die EU bis 2050 kli
maneutral neutral zu machen, mahnt er, 
dass dieser Prozess nicht zu „Carbon
Leakage“, der Verlagerung der Produkti
on abseits des EUEmissionshandelssys
tems, führen dürfe.

Die Perspektive der jungen Generation 
spiegelt der zweite Beitrag des Schwer
punkts von Christian Doleschal, dem 
jüngsten Europaparlamentarier der Union 
und Vorsitzenden der Jungen Union (JU) 

Bayern, wider. Um die EU zukunftsfähig 
aufzustellen, fordert er eine Trias an 
Maßnahmen. Erstens müsse die EU de
mokratischer werden, indem das Spit
zenkandidatenprinzip als transparente 
Form der Kandidatenaufstellung durch 
die Parteien verbindlich festgehalten 
werde. Zweitens ist eine Stärkung der 
europäischen Wettbewerbsfähigkeit für 
ihn essenziell. Geeignete Schritte hierzu 
seien Investitionen in Forschung und 
Entwicklung sowie die Schaffung eines 
genuinen digitalen Binnenmarkts. Drit
tens fordert Doleschal, Nachhaltigkeit 
und Generationsgerechtigkeit auch mit 
Blick auf die Fiskal und Haushaltspoli
tik zu denken und keine Aufweichung 
der Schuldenregelungen zu forcieren.

Komplementiert werden diese bei
den Analysen durch einen gemeinsamen 
Bericht der Münchner Vertretungen von 
Kommission und Parlament, die ein 
Schlaglicht auf die konkrete Umsetzung 
der Zukunftskonferenz in Süddeutsch
land werfen. Diese lebe „vom Zusam
menspiel der Ebenen und ihrem Gras
wurzelcharakter“ (S. 39) und solle die 
Gesellschaft in ihrer ganzen Breite errei
chen. Besonders junge Menschen wür
den gezielt angesprochen, beispielsweise 
mit digitalen und analogen Formaten zu 
den Thermen Ausbildung, Wissenschaft 
und Innovation.  ///

/// DR. SARAH SCHMID-NÜRNBERG
ist Leiterin des Referats Verfassung, Euro-
päische Integration und Gesellschaftliche 
Partizipation in der Akademie für Politik 
und Zeitgeschehen, Hanns-Seidel-Stiftung, 
München.

Anmerkungen
 1  Eurobarometer: StandardEurobarometer 95, 2021, 

https://europa.eu/eurobarometer/surveys/detail/ 
2532, S. 29, Stand: 16.11.2021.

 2  Ebd., S. 34.
 3  Juncker, JeanClaude: Rede von Kommissionsprä

sident JeanClaude Juncker beim Festakt des Euro
päischen Forums Alpbach, 2016, https://ec.europa. 
eu/commission/presscorner/detail/de/SPEECH_ 
16_2863, Stand: 17.11.2021.

 4  Weidenfeld, Werner: Licht an Europas Sorgenho
rizont, in: Süddeutsche Zeitung, 14.11.2021, https:// 
www.sueddeutsche.de/politik/eulichtaneuropas 
sorgenhorizont1.5463930, Stand: 17.11.2021.

 5  Geppert, Dominik: Gespaltene Gesellschaften: 
Die EU wird sich stark verändern, 2021, https://
www.deutschlandfunk.de/gespaltenegesell 
schaftendieeuropaeischeunionwirdsich100.
html, Stand: 17.11.2021.

 6  Europäische Union: Konferenz zur Zukunft Euro
pas, 2021, https://ec.europa.eu/info/strategy/prio 
rities20192024/newpusheuropeandemocracy/
conferencefutureeurope_de, Stand: 16.11.2021.

 7  Eurobarometer: StandardEurobarometer 95, https:// 
europa.eu/eurobarometer/surveys/detail/2532, S. 22, 
Stand: 19.11.2021.

 8  Konferenz zur Zukunft Europas: Mehrsprachige 
digitale Plattform der Konferenz zur Zukunft Eu
ropas. Zweiter Zwischenbericht, September 2021, 
prodcofeplatform.s3.eucentral1.amazonaws.
com/n8in7jmzpp9yhkwinaaevpx2owru?respon
s e  c o n t e n t  d i s p o s i t i o n = i n l i n e % 3 B % 2 0
filename%3D%221240577DE.pdf%22%, Stand: 
18.11.2021.

 9  Ebd., S. 77.
Über Zielrichtung und Gestaltungs-
umfang der Konferenz gibt es EU-
intern KONTROVERSEN.



IM FOKUS

24 POLITISCHE STUDIEN // 501/2022

Die Europäische Union zählt zu den er-
folgreichsten und wohlhabendsten 
Wirtschaftsregionen der Welt. Seit dem 
Zweiten Weltkrieg, der in Europa vor al-
lem Trümmerhaufen zurückgelassen 
hat, haben die Mitgliedsstaaten der Eu-
ropäischen Union einen beispiellosen 
wirtschaftlichen Wiederaufstieg gefei-
ert. Die Grundlage dieser beeindru-
ckenden wirtschaftlichen Entwicklung 
war die Idee der Sozialen Marktwirt-
schaft. Die Soziale Marktwirtschaft, 
wie sie von Alfred Müller-Armack und 
Walter Eucken erdacht und von Ludwig 

/// Für die Zukunft aufstellen 

Ehrhardt popularisiert wurde, basiert 
auf der Grundidee, die Marktkräfte mit 
einem Element des sozialen Ausgleichs 
zu verbinden. Auf Basis einiger Grund-
prinzipien wie freier Preisbildung, Ver-
tragsfreiheit, Haftungsprinzip, einer 
stabilen Geldpolitik und einer effektiven 
Wettbewerbspolitik konnte eine beein-
druckende Wohlstandsvermehrung er-
zielt werden. 

Auch wenn die konkreten wirt-
schaftspolitischen Herausforderungen 
heute sicherlich andere sind als in der 
direkten Nachkriegszeit, sollten die 

EUROPAS WIRTSCHAFT IM LICHTE 
DER SOZIALEN MARKTWIRTSCHAFT

MARKUS FERBER /// Das Wirtschaftsmodell der EU steht vor enormen Heraus
forderungen. Die EUMitgliedsstaaten kämpfen in Folge der der CoronaKrise mit hoher 
Staatsverschuldung, einem unfertigen Finanzbinnenmarkt und einer komplexen 
Transformation hin zu einem nachhaltigeren Wirtschaftsmodell. Der Ordnungs  
  rahmen der Sozialen Marktwirtschaft bietet für diese Herausforderungen weiter hin  
die richtigen Antworten.

Die Soziale Marktwirtschaft als 
geeigneter Ordnungsrahmen kann 
Europa auf seinem Weg zu einem 
nachhaltigeren Wirtschaftsmodell 
helfen.
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Grundsätze der Sozialen Marktwirt-
schaft für die europäische Wirtschafts-
ordnung und Wirtschaftspolitik nichts-
destoweniger maßgeblich sein. Eine 
grundsätzliche marktwirtschaftliche 
Orientierung, eine stabilitätsorientierte 
Geld- und Fiskalpolitik, eine durchgrei-
fende Wettbewerbspolitik und die Ach-
tung des Verhältnismäßigkeits- und 
Subsidiaritätsprinzips sollten auch im 
21. Jahrhundert Maßgabe europäischer 
Politik bleiben. 

Rückkehr zu stabilitätsorientierter 
Fiskal und Geldpolitik

Eine der größten Herausforderungen 
der kommenden Jahre wird darin beste-
hen, die europäische Fiskal- und Geld-
politik wieder auf einen stabilitätsorien-
tierten Kurs zu bringen. Durch die  
Covid-19-Krise und die mit ihr einher-
gehenden wirtschaftlichen Verwerfun-
gen sind die Staatsschulden in vielen 
EU-Mitgliedsstaaten förmlich explo-
diert. Vor dem Hintergrund einer Ge-
sundheits- und Wirtschaftskrise unge-
kannten Ausmaßes war eine kraftvolle 
fiskal- und geldpolitische Reaktion si-
cher angemessen und richtig. Nichts-
destoweniger hat genau diese Reaktion 
die ohnehin schon prekär hohe Staats-
verschuldung in einigen Mitgliedsstaa-
ten noch einmal deutlich erhöht.

Auch die Europäische Zentralbank 
(EZB) ist dadurch in eine gewisse 

Zwickmühle geraten. Formell dient die 
ultralockere Geldpolitik der EZB mit 
milliardenschweren Anleihekaufpro-
grammen zwar allein geldpolitischen 
Zielen. Sie hat jedoch auch den Neben-
effekt, dass sie die Refinanzierungskos-
ten aller EU-Mitgliedsstaaten deutlich 
nach unten drückt. Davon profitieren 
nicht zuletzt diejenigen Mitgliedsstaa-
ten, oftmals in Südeuropa, mit prekär 
hohen Schuldenständen. Diese Konstel-
lation geht so lange gut, wie die Preis-
entwicklung in der Eurozone eine lo-
ckere Geldpolitik der Europäischen 
Zentralbank rechtfertigt. Zieht die In-
flation, wie in den vergangenen Mona-
ten bereits zu beobachten war, jedoch 
auf längere Sicht an, wird die EZB, de-
ren oberstes Mandat die Bewahrung 
der Preisstabilität ist, nicht darum her-
umkommen, sich von der ultralockeren 
Geldpolitik der vergangenen Jahre zu 
verabschieden. 

Wenn sich das Zinsumfeld dreht, 
könnten aber jene Mitgliedsstaaten mit 
sehr hoher Staatsverschuldung schnell 
vor einem massiven Finanzierungspro-
blem stehen. Insofern ist der Abbau der 
extrem hohen Staatsverschuldung, die 
in der Eurozone inzwischen bei über 
100 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
liegt, eine zentrale Herausforderung, 
nicht zuletzt, um eine stabilitätsorien-
tierte Geldpolitik weiter zu ermögli-
chen.

Wenngleich die Corona-Krise beim 
Thema Staatsverschuldung sicherlich 
wie ein Brandbeschleuniger gewirkt hat, 
hat sie am Ende doch nur ohnehin be-
stehende Trends verschärft. Die europäi-
schen Fiskalregeln im Rahmen des Sta-
bilitäts- und Wachstumspakts sollen ei-
gentlich eine exzessive Staatsverschul-
dung der EU-Mitgliedsstaaten verhin-
dern und damit die Stabilität der ge-

meinsamen Währung bewahren. Die 
letzte Finanz- und Staatsschuldenkrise, 
bei der neben einigen anderen Staaten 
vor allem das hochverschuldete Grie-
chenland im Fokus stand, hat gezeigt, 
wohin eine leichtfertige Haushaltspoli-
tik führen kann, nämlich zu einer Un-
terhöhlung der gemeinsamen Währung 
und des Haftungsprinzips.

Deshalb wurde der Stabilitäts- und 
Wachstumspakt im Jahr 2011 einer 
grundsätzlichen Überarbeitung unter-
zogen, im Rahmen derer insbesondere 
das Instrument der haushaltspolitischen 
Überwachung weiter gestärkt wurde. In 
der Praxis hat sich jedoch gezeigt, dass 
auch der reformierte Stabilitäts- und 

Wachstumspakt die hochgesteckten Er-
wartungen an ihn nicht erfüllen konnte. 
Auf der einen Seite war er immer wieder 
Auslöser heftigen Streits zwischen den 
Mitgliedsstaaten und der Europäischen 
Kommission, auf der anderen Seite hat 
er in vielen Mitgliedsstaaten den Auf-
bau einer besorgniserregend hohen 
Staatsverschuldung nicht verhindern 
können. Dort ist die Staatsverschuldung 
im Verhältnis zum Bruttoinlandspro-
dukt trotz eines positiven gesamtwirt-
schaftlichen Umfelds auch im Zeitraum 
von 2012 bis 2019 weiter gestiegen. Die-
ser Trend hat sich durch die Corona-
Krise noch einmal verstärkt.

Eine Reform der europäischen 
Schuldenregeln ist also dringend not-
wendig. Um zu einem glaubwürdigeren 
und effektiveren Rahmen zu kommen, 
sind insbesondere vier Aspekte ent-
scheidend: 
•  Erstens braucht es eine Verschlan-

kung des bestehenden Regelwerks. 
Der Stabilitäts- und Wachstumspakt 
ist über die Jahre immer komplexer 
geworden. Dies macht den Prozess 
der Anwendung extrem intranspa-
rent und gibt der Europäischen Kom-
mission als Hüterin des Prozesses zu 
viele Entscheidungsspielräume. An-
statt für jeden denkbaren Einzelfall 
eine Spezialregelung zur Hand zu ha-
ben, sollte sich der Stabilitäts- und 
Wachstumspakt auf einige wenige 
Grundprinzipien beschränken, die 
konsequent zur Anwendung gebracht 
werden.

•  Zweitens sollten die Regeln stärker 
auf direkt beobachtbare und von po-
litischen Entscheidungsträgern be-
einflussbare Kennziffern ausgerichtet 
sein. Die Prozesse im Stabilitäts- und 
Wachstumspakt beruhen derzeit zu 
sehr auf Kennziffern, die entweder 
geschätzt werden müssen, nicht voll-
ständig von politischen Entschei-
dungsträgern beeinflusst werden 
können oder häufigen Revisionen un-
terliegen. Dadurch ist die Entschei-
dungsfindung schwer nachvollzieh-
bar und anfällig für Manipulationen. 
Daher sollte man sich zukünftig auf 
einige wenige Kennziffern konzen-
trieren, die von den politischen Ent-
scheidungsträgern in Echtzeit beob-
achtet und beeinflusst werden kön-
nen. Das Ausgabenwachstum ist da-
für ideal. 

•  Drittens sollte die Aufsicht über die 
Fiskalregeln einer unabhängigen In-

Die Idee der Sozialen Markt-
wirtschaft wurde zu einem ERFOLGS-
MODELL.

Die europäischen Fiskalregeln 
sollen die STABILITÄT der gemein-
samen Währung bewahren.
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stitution übertragen werden, die we-
niger politisch agiert als es die Euro-
päische Kommission tut. Der Euro-
päische Fiskalausschuss hat sich in 
diesem Zusammenhang in den ver-
gangenen Jahren als kompetente Ins-
titution hervorgetan.

•  Viertens müssen wir uns mehr um 
das Thema Krisenprävention küm-
mern. Das zentrale Instrument dafür 
ist das Europäische Semester, das 
künftig wieder stärker auf Haushalts- 
politik und Wettbewerbsfähigkeit  
fokussiert werden sollte. 

Kapitalmarktunion und Banken
union stärken

Eine stabilitätsorientierte Fiskal- und 
Geldpolitik sind zwar notwendige Vor-
aussetzungen für wirtschaftliche Pros-
perität, garantieren aber allein noch kei-
nen wirtschaftlichen Erfolg. Ein ent-
scheidender Faktor, gute und innovative 
Ideen zu realisieren, ist der Zugang zu 
Finanzierung. Hier kann die Europäi-
sche Union definitiv einen langfristig 
bedeutsamen Beitrag leisten. Zwei regu-
latorische Großprojekte in diesem Zu-
sammenhang sind die Bankenunion 
und die Kapitalmarktunion. Die Ban-
kenunion war Europas Antwort auf die 
Finanzkrise 2008/2009. Als wesentli-
ches Element der Krisenaufarbeitung 
soll sie dazu beitragen, die europäischen 

Kreditinstitute sicherer und das Finanz-
system stabiler zu machen sowie den 
innereuropäischen Bankenmarkt zu 
vertiefen. Sie steht dabei auf drei we-
sentlichen Säulen: 
•  einer gemeinsamen Bankenaufsicht 

durch den bei der Europäischen Zen-
tralbank angesiedelten Gemeinsa-
men Aufsichtsmechanismus für 
Großbanken sowie einem einheitli-
chen Aufsichtsregelwerk für kleinere 
Banken, 

•  einem gemeinsamen Regelwerk für 
die Abwicklung strauchelnder Ban-
ken sowie 

•  gemeinsamen hohen Standards bei 
der Einlagensicherung. 

Seit der Finanzkrise wurden zwar enor-
me Fortschritte im Bereich der Banken-
union erzielt und insbesondere ein hohes 
Schutzniveau für Verbraucher in ganz 
Europa vereinbart, aber dennoch gibt es 
noch einige Baustellen. So haben wir in 
den vergangenen Jahren gesehen, dass 
das Versprechen des neuen Abwick-
lungsregimes, dass strauchelnde Banken 
in Zukunft nicht mehr vom Steuerzahler 
gerettet werden sollen, bisher noch nicht 
eingelöst wurde. Hier muss nachgebes-
sert werden, wofür es insbesondere eine 
Harmonisierung des Bankeninsolvenz-
rechts, aber auch Anpassungen am 
Wettbewerbsrecht braucht. 

Viele Unterstützer der Bankenunion 
sind davon überzeugt, dass die vollstän-
dige Integration der nationalen Einla-
gensicherungssysteme, die auf eine Haf-
tungsgemeinschaft hinauslaufen würde, 
eine zwingende Voraussetzung für die 
Vollendung der Bankenunion darstellt. 
Diese Argumentation ist aber nicht 
schlüssig. Die bereits vereinbarten ge-
meinsamen hohen Standards, die Einla-
gen bis 100.000 Euro absichern, sollten 

gepaart mit einem strengen Bankenauf-
sichtsrecht bereits für ein ausreichend 
hohes Schutzniveau in ganz Europa sor-
gen. Die Schaffung einer Haftungsge-
meinschaft würde das bestehende hohe 
Schutzniveau allenfalls marginal verbes-
sern, aber gleichzeitig zu erheblichen 
Anreizproblemen führen, da durch ei-
nen solchen Schritt de facto das Haf-
tungsprinzip ausgehebelt würde. Es 
wäre denkbar, dass sich manche Bank-
institute angesichts der Gemeinschafts-
haftung dazu verleitet sehen würden, 
besonders riskante Bankgeschäfte ein-
zugehen. Schließlich würden etwaige 
Gewinne aus solchen Geschäften bei 
der jeweiligen Bank verbleiben, wäh-
rend etwaige Risiken über die Gemein-
schaftshaftung abgesichert wären. 

Um die Bankenunion zu vollenden, 
ist die Herbeiführung eines vollständig 
integrierten Einlagensicherungssystems 
also weder zwingend noch zielführend. 
Nichtsdestoweniger machen die Befür-
worter eines solchen Schrittes zumin-
dest dahingehend einen Punkt, als die 
Integration des europäischen Banken-
marktes bislang eher schleppend ver-
läuft und wenig grenzüberschreitende 
Konsolidierung zu beobachten ist. 
Wenn man einen gesamteuropäischen 
Bankenmarkt erreichen will, muss man 
an dieser Stelle regulatorisch, aber vor 
allem wettbewerbsrechtlich ansetzen. 
Bislang hat die Europäische Kommissi-
on als oberste Wettbewerbsbehörde mit 

Blick auf den Bankensektor, ähnlich wie 
bei anderen Sektoren wie der Luftfahrt, 
Energieversorgung oder Telekommuni-
kation, ein zu enges Marktverständnis. 
Zwar ist eine strenge und wirkungsvolle 
Wettbewerbsaufsicht grundsätzlich im 
Sinne der Sozialen Marktwirtschaft. Es 
ist aber trotzdem fraglich, ob wir einen 
weitgehend integrierten Binnenmarkt 
tatsächlich so organisieren müssen, dass 
in jedem noch so kleinen EU-Mitglieds-
staat mindestens drei Telekommunika-
tionsanbieter, Energieversorger oder 
Bankengruppen miteinander im Wett-
bewerb stehen müssen. 

Wenn dies der Maßstab ist, verhin-
dern wir grenzüberschreitende Konsoli-
dierung und halten unsere europäischen 
Unternehmen im internationalen Wett-
bewerb künstlich klein. Angesichts der 
Struktur der europäischen Wirtschaft, 
die zwar vorwiegend mittelständisch ge-
prägt ist, aber auch eine ganze Reihe 
großer multinationaler Konzerne um-
fasst, brauchen wir auch in Europa leis-
tungsfähige Großbanken. Diese müssen 
im internationalen Wettbewerb beste-
hen können und unseren Unternehmen 
alle notwendigen Bankdienstleistungen, 
von Währungsabsicherungsgeschäften 
bis hin zur Begleitung eines Börsengan-
ges aus einer Hand anbieten können. 

Das Schwesterprojekt zur Banken-
union ist die Kapitalmarktunion. Das 
europäische Modell der Unternehmens-
finanzierung hat eine deutliche Schlag-
seite zur fremdkapitalfinanzierten Ban-
kenfinanzierung. Gleichzeitig sind euro-
päische Kapitalmärkte im internationa-
len Vergleich, insbesondere mit den 
USA und dem Vereinigten Königreich, 
deutlich unterentwickelt. Auch haben 
wir in vielen EU-Mitgliedsstaaten keine 
ausgeprägte Aktienkultur. Im Gegen-
teil: Die Skepsis vieler Privatanleger ge-

Ein glaubwürdiger und EFFEKTIVER 
Rahmen für die europäische 
Schuldenregelung ist notwendig.

Eine Haftungsgemeinschaft braucht 
es in der Bankenunion NICHT.
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genüber Anlagen in Wertpapieren ist 
groß, was auch unter dem Gesichts-
punkt der Altersvorsorge ein langfristi-
ges Problem darstellt. 

Eine Stärkung der europäischen Ka-
pitalmärkte ist dringend geboten, wenn 
wir unseren europäischen Unterneh-
men breite Finanzierungsoptionen er-
öffnen wollen, die über die klassische 
Bankfinanzierung hinausgehen. Sowohl 
Eigenkapitalfinanzierung über Börsen 
als auch die Fremdkapitalfinanzierung 
über Anleihen bedarf leistungsfähiger 
europäischer Finanzmärkte. Vor dem 
Hintergrund der Tatsache, dass nach 
dem Brexit der größte und leistungsfähi-
ge europäische Finanzplatz, nämlich 
London, inzwischen in einem Drittstaat 
liegt, gewinnt die Kapitalmarktunion 
auch eine neue strategische Bedeutung. 

Im Moment gibt es drei große Bau-
stellen, die angegangen werden sollten, 
um das Projekt Kapitalmarktunion vor-
anzubringen und damit einen größeren 
paneuropäischen Liquiditätspool für 
die Unternehmensfinanzierung zu 
schaffen: Marktstruktur, Steuer- und 
Insolvenzrecht.

Im Bereich der Marktstruktur ist 
eine erhebliche Zersplitterung der euro-
päischen Handelsplätze zu beobachten. 
Dies, kombiniert mit dem Umstand, 
dass ein substanzieller Anteil des euro-
päischen Aktienhandels nicht an klassi-

schen Börsen stattfindet, sondern an 
atypischen Handelsplätzen mit geringen 
Transparenzanforderungen, erschwert 
eine effiziente Preisbildung, was den 
Handel von Wertpapieren für alle Anle-
ger verkompliziert und verteuert. Eine 
Marktstrukturreform, die Handelsströ-
me wieder verstärkt zu transparenten 
Handelsplätzen hinlenkt, ist dringend 
geboten, um der Zersplitterung entge-
genzuwirken und eine effizientere Preis-
bildung zu ermöglichen. 

Neben den Marktstrukturproble-
men, die alles in allem lösbar erschei-
nen, gibt es aber mit dem Steuer- und 
Insolvenzrecht noch zwei weitere erheb-
liche Herausforderungen. Grenzüber-
schreitende Investitionen bleiben so lan-
ge unattraktiv, wie steuerrechtliche Pro-
bleme wie Doppelbesteuerung oder 
schleppende Steuerrückerstattungen an 
der Tagesordnung bleiben. Gleiches gilt 
für das Thema Insolvenzrecht. Wenn 
unklar ist, wie lange sich im Zweifel ein 
Insolvenzverfahren hinzieht und unter 
welchen Konditionen die Rückgewin-
nung des eingesetzten Kapitals möglich 
ist, verlieren Investitionen in ausländi-
sche Unternehmen an Attraktivität. 
Auch wenn Harmonisierungen des 
Steuer- und Insolvenzrechts bei den EU-
Mitgliedsstaaten traditionell schwierig 
sind, ist diese Art von Reform definitiv 
notwendig, um die Kapitalmarktunion 
voranzubringen. 

Die Herausforderungen der Trans
formation zu mehr Nachhaltigkeit

Breite und diversifizierte Finanzierungs-
kanäle sind für die Europäische Union 
auch deshalb wichtig, da die Transfor-
mation zu einem weniger kohlenstoff-
intensiven Wirtschaftsmodell gleichsam 
enorme Investitionen wie enorme regu-
latorische Anstrengungen mit sich 

bringt. Die Europäische Union hat sich 
mit ihrem Bekenntnis zum Pariser Kli-
maabkommen aus dem Jahr 2015 ex-
trem ehrgeizige Klimaziele gesetzt. Um 
diese zu erreichen, hat die Europäische 
Kommission im Sommer 2021 unter 
dem Stichwort „Fit for 55“ ein umfas-
sendes Gesetzespaket vorgelegt. Das 
Ziel des Pakets besteht in einer Absen-
kung der Netto-Treibhausgasemissio-
nen bis 2030 um mindestens 55 Prozent 
gegenüber dem Stand von 1990. Lang-
fristig, bis 2050, soll die Europäische 
Union Klimaneutralität erreichen. 

Die Einzelmaßnahmen des „Fit for 
55“-Pakets umfassen einen weiten Rei-
gen von erprobten, marktwirtschaftlich 
orientierten Instrumenten wie einem 
ausgeweiteten Emissionshandelssystem, 
das künftig auch für den Straßenverkehr 
und den Gebäudesektor gilt, bis hin zu 
scharfen ordnungsrechtlichen Vor-
schriften wie etwa strengeren CO2-
Emissionsnormen für Pkw und leichte 
Nutzfahrzeuge. Zweifelsohne wird die-
ser Maßnahmenkatalog europäische 
Unternehmen, insbesondere solche in 
energieintensiven Sektoren, im interna-
tionalen Wettbewerb vor erhebliche  
Herausforderungen stellen. Im Extrem-
fall könnte dies zur Abwanderung eben 
jener Unternehmen und ihrer Emissio-
nen führen („Carbon Leakage“). Um 
genau das zu verhindern, hat die Euro-

päische Kommission einen komplexen 
CO2-Grenzausgleichsmechanismus 
vorgestellt, der einen CO2-Preis für Ein-
fuhren bestimmter Produktkategorien 
einführt und damit im Binnenmarkt 
gleiche Wettbewerbsbedingungen für 
inner- und außereuropäisch hergestellte 
Produkte herstellen soll. 

Bei den Vorschlägen der Europäi-
schen Kommission im „Fit for 55“-Paket 
handelt es sich zweifelsohne um einen 
ehrgeizigen Maßnahmenkatalog. Die 
Detailbetrachtung zeigt aber eine Reihe 
konzeptioneller Probleme auf, die 
schnell zu handfesten wirtschaftlichen 
Problemen führen könnten. Zum einen 
ist das Paket insofern nicht in sich stim-
mig, als es dieselben Probleme oft mehr-
fach adressiert. Das Emissionsproblem 
im Straßenverkehr wird beispielsweise 
sowohl durch das Emissionshandels-
system, durch die Mineralölsteuer als 
auch durch die Emissionsnormen für 
Pkw geregelt. Für den Nutzer ergibt sich 
so in vielen Fällen eine Doppel- oder 
Dreifachbepreisung, was grundsätzliche 
Fragen hinsichtlich der Sinnhaftigkeit 
des Maßnahmenmixes aufwirft. 

Teil des Problems ist dabei auch, 
dass das „Fit for 55“-Paket zu stark auf 
Ordnungsrecht statt auf innovationsför-
dernde und technologieoffene markt-
wirtschaftliche Lösungen setzt. Gegen-
über detaillierten branchen- und sektor-
spezifischen Vorgaben, die im Einzelfall 
oft schwierig und teuer in der Umset-
zung sind und sich nur mit erheblichen 
Aufwand kontrollieren und durchsetzen 
lassen, wäre ein möglichst breit angeleg-
tes Emissionshandelssystem als zentrale 
Klimaschutzmaße vorzuziehen. Ein 
marktwirtschaftliches System wie das 
Emissionshandelssystem hat nämlich 
den entscheidenden Vorteil, dass es neu-
tral hinsichtlich der für ein bestimmtes 

Eine KAPITALMARKTUNION könnte die 
europäischen Kapitalmärkte stärken.

Mit dem „FIT FOR 55“-Paket reagiert 
die Europäische Kommission auf 
die Transformation zu mehr Nach-
haltigkeit. 
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Reduktionsziel gewählten Maßnahmen 
ist. Das führt am Ende dazu, dass der 
gewählte Reduktionspfad stets der ge-
samtwirtschaftlich kosteneffizienteste 
ist und nicht durch politische (Fehl-)
Entscheidungen, die die wirtschaftliche 
Freiheit der privaten Wirtschaftsakteure 
einengen, die Innovationsfähigkeit der 
Wirtschaft eingeschränkt wird.

Schlussendlich setzt das „Fit for 
55“-Paket darauf, dass die Idee eines 
CO2-Grenzausgleichsmechanismus, der 
europäische Unternehmen vor der außer-
europäischen Konkurrenz schützen soll, 
in der Praxis auch tatsächlich funktio-
niert. Neben der komplexen techni-
schen Operationalisierung stellt sich 
hier auch die Frage, ob ein solcher Me-
chanismus, der in letzter Konsequenz 
einen Zoll darstellt, mit den Vorgaben 
der Welthandelsorganisation in Ein-
klang zu bringen ist. Hier gibt es zumin-
dest berechtigte Zweifel. Als Europäer 
mit einem exportorientierten Wirt-
schaftsmodell sollten wir uns jedoch 
davor hüten, auch nur den Eindruck zu 
erwecken, das regelbasierte Welthan-
delssystem in Frage stellen zu wollen. 

Neben diesem grundsätzlichen Pro-
blem steht noch ein praktisches: Selbst 
wenn der neue CO2-Grenzausgleichs-
mechanismus wider Erwarten problem-
los implementierbar und kompatibel 
mit internationalem Recht wäre, hätten 
wir zwar für gleiche Wettbewerbsbedin-
gungen im Europäischen Binnenmarkt 

gesorgt, aber exportorientierten europä-
ischen Unternehmen, die auch in außer-
europäischen Märkten mit der internati-
onalen Konkurrenz im Wettbewerb ste-
hen, ist wenig geholfen. 

Fazit: Soziale Marktwirtschaft als 
Leitmodell

Das europäische Wirtschaftsmodell 
steht heute vor enormen Herausforde-
rungen, die sich von denen des vergan-
genen Jahrhunderts fundamental unter-
scheiden. Die Soziale Marktwirtschaft 
bietet nichtsdestoweniger auch für die 
Zukunft einen hilfreichen Ordnungs-
rahmen, an dem sich die europäische 
Wirtschaftspolitik ausrichten sollte.  ///

///  MARKUS FERBER, MDEP
ist Vorsitzender der HannsSeidelStiftung, 
München.

Das Maßnahmenpaket weist noch 
erhebliche KRITIKPUNKTE auf.

Das europäische Modell
Das europäische Projekt steht für die 
längste Friedensphase auf unserem 
Kontinent und für das Ende der kom-
munistischen und faschistischen Re-
gime. Es steht für die Schaffung von 
Demokratien auf europäischem Boden, 
für die Verbesserung der Wohlfahrts-
systeme und für Millionen von neuen 
Arbeitsplätzen. Das europäische Mo-
dell mit seinen Werten der Menschen-
würde, der Grundrechte, der Rechts-
staatlichkeit, der Demokratie und der 

/// Erwartungen der Jugend an die Zukunft Europas

Unabhängigkeit von Justiz, Medien 
und Wissenschaft wird weltweit be-
staunt. Doch es hat ein Wettbewerb um 
die Attraktivität des europäischen Mo-
dells begonnen. Europa, wie wir es ken-
nen und schätzen, steht unter Druck, 
und andere Mächte wollen es streitbar 
machen. Der wirtschaftliche und politi-
sche Einfluss anderer Mächte in Europa 
nimmt zu und unser Wohlstandsver-
sprechen gerät in Konkurrenz. Die Fra-
ge, wie unser Europa der Zukunft aus-
sehen wird, rückt in den Fokus. Wie 

WETTBEWERBSFÄHIGKEIT, 
WOHLSTAND UND STABILITÄT

CHRISTIAN DOLESCHAL /// Europas Zukunft rückt angesichts globaler 
Herausforderungen in den Fokus. Das europäische Modell und seine Errungen
schaften geraten unter Druck. Es langfristig zu sichern, ist eine Aufgabe für 
künftige Generationen. Die Konferenz zur Zukunft Europas bietet uns die 
einmalige Chance, Antworten auf die Sorgen und Nöte der Menschen, vor  
allem der Jugend, zu geben und Europa gleichzeitig stärker und widerstands
fähiger zu machen.
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Die Jugend braucht das Modell Europa. Darin liegt ihre Zukunft.
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wir europäische Erfolge langfristig si-
chern können, ist eine Aufgabe für jun-
ge Menschen und für künftige Genera-
tionen.

Nicht immer gelingt es Europa, 
schnell und gemeinsam auf Krisen zu 
reagieren und damit die hohen Erwar-
tungen der Bürger zu erfüllen. Die 
Transparenz des Entscheidungsfindungs-
prozesses steht in Frage, Kompetenz-
konflikte belasten das System und das 

Vertrauen in die Europäische Union 
scheint zu schwinden. Man könnte den 
Eindruck gewinnen, dass die Europäi-
sche Union schon bessere Tage gesehen 
hat. Der Populismus ist auf dem Vor-
marsch und einige Nationalstaaten ver-
lieren sich in Einzelkämpfen gegen glo-
bale Bedrohungen. Wirtschaftliche Gra-
vitationszentren entstehen am anderen 
Ende der Welt und Europa droht, hilflos 
in die Schwerelosigkeit zu fallen.

Die Herausforderungen an Europa 
sind globaler Natur, die nicht ohne inne-
re Stärke und Zusammenhalt bestreit-
bar sind. Die Idee eines geeinten Euro-
pas muss stärker von globaler Ausrich-
tung geprägt sein, ohne interne Angele-
genheiten zu vernachlässigen. Instituti-
onelle und strukturelle Reformen sind 
dafür unumgänglich.

Europa muss demokratischer 
werden

Die europäische Geschichte ist geprägt 
von Kriegen und Revolutionen, vom 
Kampf um die Vorherrschaft politischer 
Systeme. Die Werte der repräsentativen 
Demokratie und der politischen Debatte 
sollten gerade von uns Europäern hoch-
gehalten werden. Seit der Nachkriegszeit 
und dem Fall des Eisernen Vorhangs ha-
ben sich die Parlamente als wichtigstes 
Sprachrohr der Bürger bewährt und sind 
fest in unserer Kultur verankert. Für die 
Zukunft Europas ist es wichtig, diese Ge-
schichte fortzuschreiben und Europa an-
gesichts der großen Herausforderungen 
noch demokratischer zu gestalten. Dazu 
gehört die Stärkung des Europäischen 
Parlaments durch ein eigenes Recht für 
Gesetzesinitiativen und die primärrecht-
liche Verankerung des Spitzenkandida-
tensystems für die Wahl des Präsidenten 
der Europäischen Kommission.

Die Fortschreibung der demokrati-
schen Erfolgsgeschichte Europas ist je-
doch kein Selbstzweck. Das Scheitern 
des Spitzenkandidatensystems aufgrund 
seines unverbindlichen Charakters als 
„soft law“ bei der Europawahl 2019 hat 
vor allem in Bayern und Deutschland tie-
fe Spuren hinterlassen und das Vertrauen 
in die demokratische Legitimation der 
europäischen Institutio nen geschwächt. 
Kräften, die Parlamente und demokrati-
sche Institutionen delegitimieren und in 
Frage stellen wollen, muss entschieden 
entgegen gewirkt werden. Das Vertrauen 
der Bürger in Europa und die EU-Kom-
mission als sein Exe kutivorgan wird nur 
dann gestärkt, wenn das Wahlsystem 
auch hält, was es verspricht. 

Wir haben im Vorfeld der Wahl den 
Eindruck vermittelt, der Spitzenkandidat 
würde im Falle einer erfolgreichen Wahl 
auch sein Amt antreten dürfen. Diese 

beim Bürger geweckte Erwartungshal-
tung muss bestätigt werden, da Europa 
ansonsten an Glaubwürdigkeit verliert. 
Dafür ist es notwendig, dass sich Spitzen-
kandidaten für die Kommissionspräsi-
dentschaft einem demokratischen Nomi-
nierungsverfahren in ihren Parteien un-
terziehen und sich nur so nach der Wahl 
auch der Unterstützung in den Gremien 
und dem Parlament gewiss sein können. 
Dem Bedürfnis und dem Wunsch der 
jungen Menschen nach einem demokrati-
scheren Europa muss Rechnung getragen 
werden. Die Jungend fordert ein Ende der 
Hinterzimmerpolitik.

Es ist allen klar, dass Europa vor gro-
ßen Aufgaben steht. Manche gehen so-
gar regelmäßig auf die Straße, weil die 
Herausforderungen nicht energisch ge-
nug angegangen würden. Andere hinge-
gen fühlen sich von politischen und wirt-
schaftlichen Entscheidungen sowie de-
ren Geschwindigkeit regelrecht überfor-
dert. Um den Kampf gegen den Klima-
wandel gemeinsam anzugehen, werden 
wir mehr finanzielle Mittel und Kompe-
tenzen auf europäischer Ebene benöti-
gen. Auch darum brauchen wir eine stär-
kere demokratische Legitimation.

Europa muss wettbewerbsfähiger 
werden

Eine zentrale Frage für die Zukunft Eu-
ropas ist, wie wir unseren Wohlstand 

Das europäische Modell steht unter 
DRUCK.

Europa muss transparenter und 
DEMOKRATISCHER legitimiert werden.
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und unseren Einfluss in einer Welt er-
halten können, in der wir demografisch 
und wirtschaftlich immer weniger Ge-
wicht haben. Während wir Europäer zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts noch 
knapp ein Fünftel der Weltbevölkerung 
ausmachten, sind es heute nur noch  
7 Prozent, und bis Mitte des Jahrhun-
derts wird dieser Anteil weiter sinken. 
Auch unser Anteil an der Weltwirt-
schaftsleistung ist rückläufig und liegt 
jetzt bei weniger als einem Viertel. 
Gleichzeitig erbringen wir aber die 
Hälfte der weltweiten Sozialleistungen. 

Die Schwellenländer, allen voran Chi-
na, beanspruchen immer mehr Einfluss. 
Dass die Bandenwerbung bei der Fußball-
Europameisterschaft im vergangenen 
Sommer von chinesischen Marken domi-
niert wurde, dass Smartphones entweder 
aus Kalifornien oder Ostasien stammen 
und dass die großen digitalen Plattformen 
wie Facebook oder Alibaba nicht auf un-
serem Kontinent angesiedelt sind, bleibt 
bei jungen Menschen nicht unbemerkt. 

Der Eindruck, dass Deutschland und 
Europa den Anschluss an die Weltspitze 
verloren haben, verfestigt sich, vor allem 
in innovativen Wirtschaftsbereichen. 
Stattdessen entwickeln sich am anderen 
Ende der Welt wirtschaftliche Gravitati-
onszentren, die unsere Produktivität, 
unsere Arbeitsplätze und unseren Wohl-
stand herausfordern. Europa muss wett-
bewerbsfähiger werden, wenn es in Zu-
kunft nicht zum Spielball anderer Mäch-
te werden will. Mehr denn je benötigen 
wir daher einen echten digitalen Binnen-
markt und Investitionen in die europäi-
sche Forschung und Entwicklung.

Europa muss den Wohlstand  
nachhaltig sichern

Eine große Krise, an die sich viele junge 
Europäer erinnern, ist die Finanzkrise 

von 2008. Sie war eine echte Bewäh-
rungsprobe für die EU, die sie glückli-
cherweise bestanden hat. Die sozialen 
und wirtschaftlichen Folgen sind jedoch 
in Ländern wie Griechenland noch im-
mer zu spüren. Die Lehre daraus ist, 
dass Europas Wohlstand nur dann lang-
fristig gesichert ist, wenn wir eine finan-
ziell nachhaltige und stabile Wirt-
schafts- und Währungsunion aufrecht-
erhalten, in der Verantwortung und 
Haftung für Staatsausgaben nicht ausein-
anderklaffen. Nur so lassen sich zwi-
schenstaatliche Fehlanreize und ein ge-
fährliches Schuldenmanagement ver-
meiden. Die zukünftigen Herausforde-
rungen können nur gemeistert werden, 
wenn die Finanzarchitektur der EU auf 
den Prinzipien der Sozialen Marktwirt-
schaft, der Subsidiarität und der Eigen-
verantwortung beruht.

Doch diese Prinzipien geraten unter 
Druck. Investitionen zur Stabilisierung 
der Wirtschaft sind zweifellos notwen-
dig. Doch auch der Ruf nach einer 
schnellen grünen Transformation wird 
lauter. Die Corona-Pandemie war und 
ist eine große Herausforderung für Eu-
ropa. Der einzigartige solidarische Akt 
der EU-Kreditaufnahme zur Bekämp-
fung der Auswirkungen der Pandemie 
war richtig und wichtig. Dass einige po-
litische Kräfte eine Debatte über seine 

Verstetigung führen, ist jedoch gefähr-
lich. In ähnlich gefährlicher Weise stellt 
sich die Überprüfung der Zukunft des 
Stabilitäts- und Wachstumspakts dar. 
Auch hier zeichnet sich eine Debatte 
über die Aufweichung der europäischen 
Schuldenregeln und schlussendlich über 
die Zukunft und Stabilität unseres ge-
meinsamen Währungsraums ab.

Es scheint, dass der Zeitgeist mehr 
und mehr von Verschuldung beherrscht 
wird. Schulden werden als Kredite und 
schlussendlich als Zukunftsinvestitio-
nen betitelt. Seit der großen Finanzkrise 
ist die weltweite Verschuldung jedoch 
um mehr als ein Drittel auf ein Rekord-
niveau angestiegen. Dieser globale 
Trend zu einer unaufhaltsam steigenden 
Verschuldung belastet vor allem junge 
Menschen und bleibt ihnen nicht ver-
borgen. Gleichzeitig rücken Themen 
wie Altersvorsorge, Rente und langfris-
tige Stabilität immer mehr in den Fokus 
von Erstwählern. Der Wunsch der jun-
gen Menschen nach Stabilität und 
Nachhaltigkeit verlangt nach einem sta-
bilen finanzpolitischen Kompass. Für 
die Zukunft Europas ist es unumgäng-
lich, sich auf allen Ebenen mit dem Phä-
nomen der Verschuldung auseinander-
zusetzen, denn selbst die Haushalte von 
Bund und Ländern sind in letzter Zeit 
enorm gewachsen. 

Wettbewerbsfähigkeit und langfris-
tiger Wohlstand hängen neben notwen-
digen Investitionen eben auch von ei-
nem stabilen Finanzsystem und schlan-
ken, belastbaren Haushalten ab. Das 
Vertrauen in die Politik wächst nicht, 
wenn Verfassung und Verträge durch 
haushaltspolitische Tricks untergraben 
werden. Die Politik muss den mühsa-
men Weg des Abwägens gehen und end-
lich wieder Prioritäten setzen, statt zu 
versuchen, alle Interessensgruppen zu-

frieden zu stellen. Die Politik muss den 
Wert privater Investitionen neu bewer-
ten und sich nicht zum ersten und wich-
tigsten Akteur erklären. Die Politik 
muss wieder lernen, mit weniger auszu-
kommen, Effizienz zu zeigen und Krea-
tivität zu fördern. Nur so können wir 
auch junge Menschen für Politik und die 
europäische Idee begeistern.  ///

/// CHRISTIAN DOLESCHAL, MDEP
ist Vorsitzender der Jungen Union Bayern. 

Die Europäische Gemeinschaft 
braucht eine STABILE Wirtschafts-
und Währungsunion.
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Die zunehmende SCHULDENPOLITIK ist 
keine Investition in die Zukunft.
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Am 9. Mai 2021, dem Europatag, starte-
te das Großprojekt der Konferenz zur 
Zukunft Europas. Seitdem schreitet es 
auf allen Ebenen und basierend auf den 

/// Die EU in Süddeutschland 

drei festgelegten Säulen Bürgerdialoge, 
Online-Plattform und Plenardebatten 
immer weiter voran. Ziel ist es, den Bür-
gern eine Chance der Beteiligung zu bie-
ten, um alle Ebenen europäischer De-
mokratie besser miteinander zu ver-
knüpfen und der Beteiligung neuen 
Schwung zu verleihen. Eigeninitiative, 
neue und innovative Ideen oder auch 
kritisches Hinterfragen sind von den 
Teilnehmenden bei diversen Formaten 
gefragt. Die gesammelten Ergebnisse 
aus allen Regionen werden in regelmäßi-
gen Abständen im Plenarsaal des EU-

DER BAYERISCHE BEITRAG 
ZUR ZUKUNFTSKONFERENZ 

COSIMA BARÓN / RENKE DECKARM / JOHANNES VORBACH /// Die Konferenz zur  
Zukunft Europas lebt vom Austausch, virtuell auf der Plattform futureu.europa.eu, 
aber insbesondere im Rahmen lokal organisierter Veranstaltungen. Gerade  
Süddeutschland kann im Herzen Europas einen entscheidenden Beitrag für eine  
gemeinsame europäische Zukunftsvision leisten.

„Die lange Nacht der Demokratie“ in München am 2. Oktober 2021: Bei einer Rundfahrt mit dem 
Riesenrad konnte man auch mit Mitgliedern des Europäischen Parlaments ins Gespräch kommen.
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Parlaments diskutiert. Durch eine ge-
meinsame Abschlusserklärung in Form 
eines Berichts werden die Ergebnisse der 
Konferenz am Ende zusammengefasst 
und dem Exekutivausschuss übergeben. 
Dann liegt der Ball wieder im Feld der 
EU-Institutionen und Mitgliedsstaaten, 
die die Ergebnisse umsetzen werden.

Ein praktischer Blick auf die  
Durchführung 

Verantwortlich für die Planung und 
Durchführung der diversen Veranstal-
tungen können und sollen nicht nur EU-

Institutionen sein. Die Zukunftskonfe-
renz lebt vom Zusammenspiel der ver-
schiedenen Ebenen und ihrem Gras-
wurzelcharakter. In den einzelnen euro-
päischen Regionen überblicken Parla-
mente den Fortschritt, für Bayern ist es 
folglich der Bayerische Landtag. Auch 
auf nationaler oder lokaler Ebene sind 
Veranstaltungen möglich, diese müssen 
lediglich zuvor angemeldet werden. Auf 
der mehrsprachigen Online-Plattform 
futureu.europa.eu, auf der jeder Ideen 
und Meinungen einstellen kann, kön-
nen nach jeder Veranstaltung die Ergeb-

Die Konferenz zur Zukunft Europas 
ist ein Forum, das den Bürgern 
Mitsprache und BETEILIGUNG bietet.
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nisse gesammelt hochgeladen werden. 
Der Bayerische Landtag und andere 
Schirmherren planen Events verschie-
denster Art, oft mit Hilfe von externen 
Partnern.

Einer der ersten Bürgerdialoge wur-
de in Form eines Jugendforums vom 
Centrum für Angewandte Politikfor-
schung an der Ludwig-Maximilians-
Universität München am 19. Mai 2021 
online veranstaltet. Die Bayerische  
Europaministerin Melanie Huml disku-
tierte mit den eingeladenen 100 Schü-
lern über Themen wie Umwelt, Wirt-
schaft, Digitalisierung und soziale Ge-
rechtigkeit. Zuvor konnten sich die Teil-
nehmer im Zuge eines Workshops zur 
Vorbereitung auf die Videokonferenz 
und zur Ideengenerierung mit dem The-
ma Europa beschäftigen.1

Das Format hat sich seitdem be-
währt und konnte über die vergange-
nen Monate verteilt in angepasster 
Form immer wieder mit verschiedenem 
Publikum eingesetzt werden. Aber 
auch andere Veranstaltungstypen er-
freuten sich großen Andrangs – einige 
Beispiele dazu nachfolgend. 

Für den Erfolg der Konferenz zur 
Zukunft Europas ist entscheidend, 
dass sie den gesellschaftlichen Pluralis-
mus inkorporiert, also Teilnehmer aller 
Altersgruppen aus urbanen und ländli-
chen Regionen mit diversen kulturellen 

und ethnischen Hintergründen. Der 
Schlüssel hierfür sind die neun ver-
schiedenen Arbeitsgruppen mit unter-
schiedlichen Themenschwerpunkten, 
welche zudem die inhaltliche Vielfalt in 
das Großprojekt integrieren.2

Die Beteiligung der EU-Institu- 
tionen in Bayern

Die Europäische Kommission ist in den 
verschiedenen Regionen Europas durch 
Vertretungen repräsentiert und lokal 
vernetzt. In Deutschland gibt es insge-
samt drei, nämlich in Bonn, Berlin und 
München. Letztere ist für Süddeutsch-
land (Baden-Württemberg und Bayern) 
zuständig und unterstützt die Umset-
zung der einzelnen Projekte der Konfe-
renz zur Zukunft Europas vor Ort. Zum 
Beispiel werden Angebote koordiniert 
und beworben oder es nehmen Vertreter 
an öffentlichen Veranstaltungen teil. 
Des Weiteren steht die Kommissions-
vertretung den regionalen Partnern 
Rede und Antwort, sei es in informellen 
Videokonferenzen oder zu offiziellen 
Anlässen.3

Auch das Europäische Parlament 
verfügt in den verschiedenen Ländern 
der Europäischen Union über Anlauf-
stellen, so auch in München in Form ei-
nes Verbindungsbüros. Auch ihre Auf-
gabe ist primär die Vermittlung zwi-
schen Parteien und das Überblicken der 
Durchführung des Großprojekts. Zu-
dem organisiert das Verbindungsbüro 
auch selbst Workshops und nimmt an 
diversen Veranstaltungen teil. Durch die 
äußerst gute Vernetzung der beiden  
lokalen Institutionen in Bayern können 
sie sich gegenseitig unterstützen. Vor  
allem bei gemeinsamer Präsenz bei 
Großveranstaltungen wie beispielweise 
der „Langen Nacht der Demokratie“ in 
München hat sich dies bewährt.

Diverse Präsenzveranstaltungen  
im Herbst 2021

Im Herbst 2021 nahm die Konferenz zur 
Zukunft Europas an Fahrt auf. Nach-
dem die Covid-19-Beschränkungen ge-
lockert wurden und die Sommerpause 
vorbei war, konnten viele Präsenz-
Events geplant und umgesetzt werden. 
Nachfolgend eine Zusammenfassung 
der interessantesten Veranstaltungen:4

Am 2. Oktober bot „Die Lange Nacht 
der Demokratie“ ihren Teilnehmenden 
in Augsburg die Möglichkeit, bei zahl-
reichen Workshops ihre medialen und 
kreativen Ideen einzubringen. Durch 
über 30 Organisationen und eine Viel-
zahl an Ständen konnten sich Interes-
sierte zu verschiedenen Themen austau-
schen. Ab 21 Uhr klang der Abend mit 
Musik zusammen mit dem Rapper, Ak-
tivisten und Autoren David Mayonga 
(Pseudonym: Roger Rekless) und einer 
Debatte über Rassismus und Diskrimi-
nierung aus. Im Publikumsgespräch 
waren auch die Gruppen Open Afro 
Aux und die Black Community Foun-
dation vertreten. 

Das Münchner Pendant der Veran-
staltung wurde am selben Abend mit 
ähnlichem Format durchgeführt. In den 
Gondeln eines Riesenrads konnten sich 
Besucher unter anderem mit Mitglie-
dern des Europäischen Parlaments aus-
tauschen. Die Ergebnisse dieser Gesprä-
che fließen in die Zukunftskonferenz 
ein. Ein besonderer Fokus lag bei den 
bayerischen Beiträgen zur Zukunfts-
konferenz auf jungen Erwachsenen. So 
wurde am 30. September in Wieselburg 
bei Regensburg die Fachmesse SCHULE 
& BERUF für Aus- und Weiterbildun-
gen veranstaltet. Auf dieser konnten 
sich Jugendliche über Zukunftsmög-
lichkeiten informieren und am Info-
stand des vertretenen Europe Direct 

ihre Meinungen und Ideen zur Europäi-
schen Union abgeben. 

Am 16. November wiederum veran-
staltete die Hochschule Hof einen Infor-
mationsabend inklusive Paneldiskussi-
on. Das übergreifende Thema war hier-
bei die EU-Förderung von Wissenschaft 
und Innovation, wobei der Bereich der 
Mobilität im Zentrum der Betrachtung 
stand. 

Ein Blick über Bayerns Tellerrand 
hinaus

Bayern leistet viel, aber kann die Grund-
lage für eine weitere europäische Inte-
gration nicht alleine schaffen. Nur durch 
die Beiträge aus mehreren Ländern und 
Regionen können die Gemeinsamkeiten 
von Europas Bürgern bei ihren Zielen 
und Wünschen effektiv identifiziert 
werden. Baden-Württemberg veranstal-
tete aus diesem Grund mehrere interna-
tionale Bürger- und Jugenddialoge, um 
mit seinen Nachbarregionen aus Frank-
reich und engen Wirtschaftspartnern 
wie zum Beispiel der Lombardei eine 
Zukunftsvision der Partnerschaft aus-
zuarbeiten. 

Sobald die europaweiten Events Mit-
te 2022 zu einem Ende kommen, wer-
den die auf der Online-Plattform hoch-
geladenen Ergebnisse im nächsten 
Schritt ausgewertet sowie aufbereitet 
und die Durchführung der Konferenz 
zur Zukunft Europas damit beendet. Bis 

Das FORMAT verzeichnet insgesamt 
eine rege Beteiligung.

Die regionalen PRÄSENZVERAN-
STALTUNGEN werden gut angenommen.
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dahin kann jeder seine eigenen Vor-
schläge und Ideen auf dem multilingua-
len Internetportal futureu.europa.eu 
einbringen und seinen Beitrag für eine 
europäische Zukunftsvision leisten.  ///

///  COSIMA BARÓN
ist Mitarbeiterin des Europäischen 
Parlaments, Verbindungsbüro, München.

///  DR. RENKE DECKARM
ist Stellvertretender Leiter und Presse-
sprecher der Europäischen Kommission, 
Regionalvertretung, München.

///  JOHANNES VORBACH
ist Mitarbeiter der Europäischen Kommissi-
on, Regionalvertretung, München.

Anmerkungen
 1  https://www.cap-lmu.de/aktuell/events/2021/ 

jugendforum.php, Stand: 29.9.2021.
 2  https://www.bayern.landtag.de/aktuelles/blick-

nach-europa/17062021-arbeitstreffen-zukunfts 
konferenz/, Stand: 30.9.2021. 

 3  Eine Befragung im Ausschuss für Europa und In-
ternationales des baden-württembergischen Land-
tags fand am 29. September 2021 statt. Eine Auf-
zeichnung der Befragung ist auf der Internetseite 
des Landtags zu finden: https://www.landtag-bw.
de/home/mediathek.html, Stand: 30.9.2021. 

 4  Die Beispiele stammen von folgender Internetseite:  
https://futureu.europa.eu/meetings, Stand: 30.9.2021. 

Die Klimakonferenz 2015 von Paris
Erkenntnisse über den Klimawandel lie-
gen schon lange vor, und im Dezember 
2015 haben die Regierungschefs der 
Welt auf der Klimakonferenz von Paris 
(COP21) ehrgeizige Ziele im Kampf ge-
gen den Klimawandel beschlossen. Die 
Erderwärmung soll deutlich unter 2°C 
liegen und der Temperaturanstieg durch 
weitere Maßnahmen auf 1,5°C begrenzt 
werden. Außerdem sollen die Länder 
bei der Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels unterstützt werden. 

Das Übereinkommen von Paris ist 
die erste umfassende und rechtsver-

/// Im grünen Bereich …

bindliche weltweite Klimaschutzverein-
barung. Voraussetzung für das Inkraft-
treten war, dass mindestens 55 Länder, 
die für mindestens 55 Prozent der welt-
weiten Emissionen verantwortlich sind, 
ihre Ratifikationsurkunden hinterlegen. 
Weiterhin wurde die Notwendigkeit an-
erkannt, sobald wie möglich den welt-
weiten Scheitelpunkt der Emissionen zu 
erreichen, wobei den Entwicklungslän-
dern hierfür mehr Zeit eingeräumt wird. 
Man einigte sich darauf, mit den besten 
verfügbaren wissenschaftlichen Er-
kenntnissen rasche Emissionssenkun-
gen herbeizuführen. Dafür haben die 

SMART CITY UND KLIMASCHUTZ

SIEGFRIED BALLEIS /// Der Begriff „Smart City“ wird von vielen auf die  
technische Dimension der Digitalisierung reduziert. Tatsächlich aber  
birgt das Smart City-Konzept auch ungeahnte Dimensionen hinsichtlich  
der Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen.

ANALYSE
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Länder umfassende nationale Aktions-
pläne für die Reduzierung ihrer Emissio-
nen vorgelegt.1 Zu den fast 190 Vertrags-
parteien zählen auch die EU-Mitglieds-
staaten. Die EU hat das Übereinkom-
men am 5. Oktober 2016 formell ratifi-
ziert und am 4. November 2016 trat es 
in Kraft.

Zieht man heute Bilanz, muss man 
feststellen, dass wir seitdem jedoch 
kaum vorangekommen sind. Entweder 
waren sich die Regierungschefs bei der 
Klimakonferenz 2015 in Paris nicht be-

wusst, mit welch weitreichenden Konse-
quenzen diese Beschlüsse verbunden 
sind, oder sie haben versäumt, entgegen 
den Ankündigungen, die notwendigen 
Maßnahmen zur Einhaltung der Klima-
ziele zu beschließen.

Das Bundesverfassungsgericht und 
der Klimaschutz

Spätestens mit dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts vom 24. März 2021 
zum Klimaschutzgesetz des Deutschen 
Bundestages, das zur Folge hatte, we-
sentlich früher die Klimaschutzziele er-
reichen zu müssen, ist deutlich gewor-
den, dass wir den Kampf gegen den Kli-
mawandel massiv beschleunigen müs-
sen. Das Bundesverfassungsgericht be-
zieht sich in seinem Urteil auf den Arti-
kel 20a des Grundgesetzes, der festge-
legt, dass der Staat „in Verantwortung 
für die künftigen Generationen die na-
türlichen Lebensgrundlagen und die 

Tiere“ durch Gesetz und Recht zu schüt-
zen habe. Seit 1994 ist damit Umwelt-
schutz als Staatsziel im Grundgesetz 
festgeschrieben. 

Der Beschluss hat das Staatsziel au-
ßerordentlich aufgewertet. Klimaschutz 
muss demnach vom Gesetzgeber so 
konkret gestaltet und gefasst sein, dass 
auch die Nachgeborenen ihre freiheitli-
chen Grundrechte in der Zukunft aus-
üben können. Die zentrale Passage aus 
dem Urteil lautet: „Ein unbegrenztes 
Fortschreiten von Erderwärmung und 
Klimawandel stünde aber nicht im Ein-
klang mit dem Grundgesetz. Dem steht 
neben den grundrechtlichen Schutz-
pflichten vor allem das Klimaschutzge-
bot des Art. 20a GG entgegen, welches 
die Gesetzgebung – verfassungsrecht-
lich maßgeblich – durch das Ziel kon-

kretisiert hat, die Erwärmung der Erde 
auf deutlich unter 2 °C und möglichst 
auf 1,5 °C gegenüber dem vorindustriel-
len Niveau zu begrenzen.“2

Verschärfung des Klimaschutz-
gesetzes

Unmittelbar nach dem Beschluss des 
Bundesverfassungsgerichts, der den 
Staat verpflichtet, aktiv vorzubeugen, so 
dass es in Zukunft nicht zu unverhält-
nismäßigen Einschränkungen der Frei-
heitsgrundrechte der heute jüngeren 

Menschen kommt und mit Blick auf das 
neue europäische Klimaziel 2030, hat die 
Bundesregierung 2021 ein deutlich ver-
schärftes Klimaschutzgesetz vorgelegt 
und verabschiedet. Die Zielvorgaben für 
weniger CO2-Emissionen wurden ange-
hoben: Das Minderungsziel für 2030 
steigt um 10 Prozentpunkte auf mindes-
tens 65 Prozent. Deutschland muss also 
bis zum Ende des Jahrzehnts seinen 
Treibhausgas-Ausstoß um 65 Prozent 
gegenüber dem Jahr 1990 verringern. 
Dies wird sich vor allem auf die Energie-
wirtschaft, die Industrie, den Verkehrs-
sektor, den Gebäudebereich und die 
Landwirtschaft auswirken.

Der Bundestag hat auch festgelegt, 
dass die Klimaziele kontinuierlich per 
Monitoring überprüft werden sollen. Ein 
Expertenrat für Klimafragen wird daher 
ab 2022 alle zwei Jahre ein Gutachten zur 
Überprüfung der erreichten Ziele, Maß-
nahmen und Trends vorlegen. Sollten die 
Vorgaben nicht eingehalten werden, ver-
pflichtet sich die Bundesregierung, um-
gehend nachzusteuern.3 Die Handlungs-
felder liegen dabei insbesondere beim 
Ausbau der regenerativen Energien im 
Bereich Sonne, Wind und Biogas, aber 
auch bei Energieeinsparungen im Mobi-
litäts- und Gebäudesektor. Das bringt 
Herausforderungen mit sich, bei denen 
die Digitalisierung helfen kann. 

Die 17 Nachhaltigkeitsziele der 
Vereinten Nationen von 2015

Das Konzept von Smart City kann auch 
aus den 17 Nachhaltigkeitszielen der 
Vereinten Nationen abgeleitet werden, 
die die Generalversammlung der Verein-
ten Nationen im September 2015 be-
schlossen hat. Insbesondere das Ziel 
Nummer 11, „Nachhaltige Städte und 
Gemeinden“, ist relevant. Viele Men-
schen suchen in den Städten Bildungs- 

Die Klimakonferenz von Paris hat 
rechtsverbindliche ZIELE im Kampf 
gegen den Klimawandel festgelegt.

Klimaschutz muss in Verantwortung 
auf die NACHFOLGENDEN Generationen 
erfolgen.
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und Berufschancen sowie eine höhere 
Lebensqualität. Die fortschreitende Ur-
banisierung führt aber zu einem hohen 
Energieverbrauch und CO2-Ausstoß. 
Städte und Gemeinden müssen sich zu-
nehmend mit Klimawandel, Ressour-
cenknappheit, wachsender Mobilität 
und Abfallerzeugung beschäftigen.

Zur Bewältigung dieser Herausfor-
derungen ist eine Stadtentwicklung er-
forderlich, bei der die ökonomischen, 
ökologischen und gesellschaftlichen 
Herausforderungen in Städten und Ge-
meinden gemeinschaftlich gelöst wer-
den. Ein entscheidender Faktor für die 
Zukunftsfähigkeit der Städte ist die Ver-
besserung der Luft. So hat beispielsweise 
die Bundesregierung 2017 bis 2020 mit 
Hilfe des Sofortprogramms Saubere 
Luft den von Stickoxidüberschreitungen 
betroffenen Kommunen 2 Milliarden 
Euro für Maßnahmen zur Verbesserung 
der Luftqualität zur Verfügung gestellt. 
Dafür wurden kommunale Verkehrssys-
teme digitalisiert, Taxis, Mietwagen, 
Car Sharing-Fahrzeuge und Busflotten 
im ÖPV elektrifiziert, der Fahrradver-

kehr gefördert sowie die Ladeinfrastruk-
tur ausgebaut.4

Das Konzept von Smart City
Die Grundidee von Smart City besteht 
darin, die Kommunen funktionsfähig zu 
erhalten und durch den Einsatz von 
Technik effizienter und nachhaltiger zu 
machen. Das Hauptziel ist die Nachhal-
tigkeit, die Digitalisierung dabei nur Mit-
tel zum Zweck. Eine Rolle spielt hier si-
cher auch die in Deutschland und Euro-
pa vorherrschende Datensouveränität. 
Man will die Lebensqualität, die Um-
welt, das Klima und unsere Ressourcen 
bewahren, aber eben auch die Gewähr-
leistung eines hohen Maßes an Sicherheit 
haben. Wenn immer mehr interoperable 
Techniken eingeführt werden und im 
Rahmen der Digitalisierung immer stär-
ker Künstliche Intelligenz zum Einsatz 
kommt, wollen wir selbstbestimmt über 
den Umgang mit unseren Daten ent-
scheiden und darüber informiert werden, 
wann und wie technische Systeme über 
diese urteilen und bestimmen. Die Auto-
rin Chirine Etezadzadeh hat diese Ziel-

setzung klar herausgestellt und deutlich 
gemacht, dass die Digitalisierung dabei 
nur ein dienendes Instrument sein darf.5

Das Smart City-Konzept in der 
Energiewirtschaft

In der Vergangenheit war die Energie-
versorgung von einer zentralen Steue-
rung geprägt, das heißt der Strom wurde 
von Großkraftwerken zum Verbraucher 
transportiert. Mit dem Einstieg 
Deutschlands in die Energiewende ver-
lagerte sich die Stromerzeugung immer 
mehr in die Verteilnetze zu dezentralen 
und volatilen Erzeugungsanlagen. Um 
hier jederzeit eine Stromversorgung si-

cherzustellen, ist der Ausbau von Smart 
Grids und der Einbau von Stromspei-
chern unerlässlich. Dafür braucht es In-
formations- und Kommunikationstech-
nik. Die Energieversorger müssen daher 
auch Infrastrukturpartner werden, was 
wiederum eine große Chance für die 
kommunalen Unternehmen darstellt. So 
werden die Stadtwerke immer mehr zu 
einem elementaren Partner der lokalen 
Gestaltung. Über die Energieversor-
gung, den öffentlichen Nahverkehr, die 
kommunalen Gebäude sowie die öffent-
lichen Wege und Plätze erhalten sie 
mehr Gestaltungsspielraum für eine 
nachhaltige Stadtentwicklungspolitik.

Da die Erzeugung regenerativer Ener-
gie aus Windkraft und Sonne sehr volatil 

ist, ist es eine große Herausforderung für 
die Stadtwerke, die Digitalisierung konse-
quent umzusetzen und als digitales Ener-
gieversorgungsunternehmen mit Echt-
zeitdaten und einer eigenen Cloud die 
Energieflüsse zu den Haushalten, den 
Unternehmen und zum Stromnetz zu 
steuern. Aber durch den Ausbau der rege-
nerativen Energien erreicht man auch die 
Dekarbonisierung der Energieerzeugung.

Das Smart City-Konzept in der  
Ver- und Entsorgungswirtschaft

Die Wasserversorgung war und ist eine 
elementare Voraussetzung für die Funk-
tionsfähigkeit von Städten. Wasser wird 
aber eine zunehmend knappe Ressource, 
mit der deshalb sparsam und effizient 
umgegangen werden sollte. Mit dem 
Smart City-Konzept kann man zum Bei-
spiel Verluste im Wasserversorgungssys-
tem aufspüren und zukünftig vermeiden.

Auch bei der Entsorgung bietet das 
Smart City-Konzept Ansätze für Nach-
haltigkeit, so zum Beispiel ein intelligen-
tes Ressourcenmanagementsystem, das 
mit einer besseren Sortier- und Verwer-
tungsqualität auf eine Kreislaufwirt-
schaft hin konzipiert ist. Ein digitales 
Waste Management-System kann mit 
Hilfe digitaler Techniken Ressourcen bei 
Arbeitszeit und Energieeinsatz einspa-
ren, zum Beispiel, indem die Füllstände 
von Abfalltonnen geprüft werden und 
Leerungen vorgenommen werden, wenn 
sie erforderlich sind. Auch Baustellen las-
sen sich mit digitalen Instrumenten effi-
zient organisieren.

Das Smart City-Konzept in der 
Gebäude-, Bau- und Wohnungs-
wirtschaft

Die Wiederverwertbarkeit von Gebäu-
den und deren einzelnen Komponenten 
hat für die Kreislaufwirtschaft eine 

Quelle: Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ)

Der DATENSCHUTZ schränkt die 
Digitalisierung ein.
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zentrale Bedeutung. Bislang wird vor 
der Neubebauung der Bestand über-
wiegend abgerissen und bestenfalls 
werden einzelne Komponenten bei-
spielsweise im Straßenbau wiederver-
wendet. Der „Cradle to cradle-Ansatz“ 
hingegen verfolgt ein fundamentales 
Recycling-Konzept. Entsprechend den 
Prinzipien des „Circular Engineering“ 
und der Digitalisierung wird ein Urban 
Mining-Kataster erstellt, welches In-
formationen über die Gebäudebestand-
teile dokumentiert. Hilfreich ist auch 
die Bauwerksdatenmodellierung (Buil-
ding Information Modelling, BIM), die 
den Planungsabläufen und der Bewirt-
schaftung dient. Im Fall einer Neube-
bauung liegen dann genaue Daten des 
verbauten Materials vor, was eine Wie-
derverwertung der vorhandenen Res-
sourcen erleichtert.6

Einen energieoptimierten Stadtteil 
im Süden Erlangens stellt Professor Mike 
de Saldanha in seinem Buch „Smart Bau-
en“ vor. In den dortigen optimierten 
Niedrigstenergiegebäuden werden die 
Verbraucher energetisch und digital ver-
knüpft. Wärme, Strom und Kälte wer-
den in einer modularen Energiezentrale 
erzeugt und über ein quartiereigenes 
Nahwärmenetz und Niederspannungs-
netz verteilt. Der mit Photovoltaik-Anla-
gen auf allen Dächern erzeugte Strom 
wird mit einem außerordentlich hohen 
Anteil im Quartier selbst verbraucht. 
Hinzu kommt ein Erdsondenfeld, das 

über Pumpen Wärme und regenerative 
Kälte zur Verfügung stellt.7

Das Smart City-Konzept bei der 
Mobilität

Industrie und Gebäudewirtschaft ha-
ben zur Reduzierung des CO2-Aussto-
ßes bereits seit Beginn der 1990er-Jahre 
große Beiträge geleistet. Beim Verkehr 
hingegen sind bisher noch kaum Fort-
schritte zu erkennen. Der CO2-Ausstoß 
hat sich sogar erhöht. Der Mobilitäts-
sektor hat somit noch eine große Bring-
schuld. Es genügt nicht, einzelne Sekto-
ren zu dekarbonisieren, sondern man 
muss auch mit Hilfe der Digitalisierung 
multimodale Mobilitätsplattformen ge-
nerieren. 

Der Fahrgast braucht Transparenz: 
Er muss wissen, wann er von seinem 
Ausgangspunkt mit dem Fahrrad zum 
Bahnhof losfahren muss, wo er dieses 
dort abstellen kann, mit welcher Bahn 
er dann zu seinem Zielort, inklusive al-
ler Umsteigeprozesse, gelangen kann, 
welche Verbindungen und Transport-
mittel ihm für die „letzte Meile“ zur 
Verfügung stehen. Der Verband Deut-
scher Verkehrsunternehmen (VDV) hat 
sich in dieser Frage mit dem Projekt 
Mobility Inside als zentraler Game 
Changer etabliert. Er beabsichtigt, je-
des lokale Verkehrsunternehmen und 
jeden Verkehrsverbund als Integrator 
für multimodale Reiseangebote zu ge-
winnen, was nur durch eine weitestge-
hend digitale Transformation des 
ÖPNV geschehen kann.8

Gerade im Bereich der Mobilität gibt 
es viele Möglichkeiten zur Nachhaltig-
keit mittels Digitalisierung. So können 
mit Smart Parking freie Parkplätze ange-
zeigt werden und dynamische Parkleit-
systeme dem Fahrer helfen, umwelt-
schädliche Fahrten zu vermeiden. Nut-

zungsabhängige Beleuchtungssysteme 
an Straßen und Radwegen, die sich nur 
bei Bedarf aktivieren, helfen Strom zu 
sparen und die „Lichtverschmutzung“ zu 
reduzieren. Ein Ausbau des Radverkehrs 
vermindert den CO2-Ausstoß und hat 
auch gesundheitsfördernde Auswirkun-
gen. Modelle wie Car Sharing und Car 
Pooling, also die Nutzung von Mitfahr-
möglichkeiten, dienen der Nachhaltig-
keit. Auf den frei werdenden Stellflächen 
für PKWs können Bäume zur Verbesse-
rung des Mikroklimas gepflanzt werden. 

Auch im Bereich der City Logistik 
können klimaschonende Innovationen 
zum Einsatz kommen. Der in Folge des 
zunehmenden Internethandels angestie-
gene Versand bzw. die Auslieferung 
könnte auch klimaschonend über Ab-
holstationen, mittels Lastenrädern oder 
zukünftig auch via Drohnen erfolgen. 

All diese Vorschläge und Ideen zur 
Nachhaltigkeit kann man heute schon 
mit sehr intelligenten Tools simulieren 
und daraus auch konkrete politische 
Konsequenzen ableiten, wie nachfolgen-
de Beispiele zeigen:
•  ansvar9 (Verantwortung) hat einen 

schwedischen Namen, kommt aber 
aus dem Ruhrgebiet. Die Firma baut 
einen digitalen Zwilling mit allen 
Emissionsdaten und Infrastruktur-
daten einer Stadt bzw. einer Region 

auf, um die Klimaneutralität bis 2030 
als Ergänzung zur EU-Mission „100 
intelligente und klimaneutrale Städte 
in Europa bis 2030“ möglich zu ma-
chen. Hierbei nutzt ansvar ein Be-
triebssystem der Energiewende eines 
Schweizer Unternehmens, welches 
auch die Software für die Stromnetz-
planung und die Kommunalplattfor-
men zweier deutscher Energiekonzer-
ne bereitstellt. Es lassen sich damit 
Szenarien abbilden und prüfen, zu 
der Frage, mit welchen Maßnahmen, 
finanziellem Einsatz und Technologi-
en die jeweiligen Klimaziele erreich-
bar werden.

•  climateview.global10 ist ein schwedi-
sches Tech Startup, welches digita -
les, datengetriebenes Projektmanage-
ment zur strukturierten, beschleu-
nigten Transformation für Städte an-
bietet. Hier wird ein Prozessmodell, 
mit dem eine Stadt die Dekarbonisie-
rung aller Sektoren managen kann, 
mit statistischen Daten befüllt.

•  Sechs Institute der Fraunhofer Ge-
sellschaft11 arbeiten bis 2025 gemein-
sam daran, die Technologie zur Si-
mulation und Planung der Sektoren-
kopplung zu optimieren und automa-
tisieren. Ziel ist es, Open Source- 
Lösungen zu liefern, mit denen Be-
rechnungen, Prognosen und Simula-
tionen noch präziser werden. Diese 
Grundlagenforschung wird mit 7,5 
Millionen Euro vom Bund gefördert.

Diese Beispiele zeigen, wie wichtig ein 
digitales Abbild der Realität einer Stadt 
für die Dekarbonisierung ist. Kein 
Mensch ist in der Lage, die Transforma-
tion in ihrer gesamten Komplexität zu 
überblicken. Zudem arbeiten hunderte 
von Firmen und tausende Menschen da-
ran, und brauchen eine Plattform für die 
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Im Bereich MOBILITÄT gibt es mittels 
Digitalisierung viele Möglichkeiten 
zur Nachhaltigkeit.

Die KREISLAUFWIRTSCHAFT spielt im 
Smart City-Konzept eine große Rolle.
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gemeinsame Verständigung, wo alle Da-
ten, Fakten, Erkenntnisse und Analysen 
zusammenlaufen und auf deren Basis 
dann auch politische Entscheidungen 
getroffen werden können. 

Felix Rodenjohann, der Gründer und 
CEO von ansvar2030 und Mitglied des 
Vorstands der KlimaUnion, hat es so auf 
den Punkt gebracht: „Weil mehr als 70 
Prozent der CO2-Emissionen weltweit in 
Städten entstehen, liegt dort der entschei-
dende Hebel zur Lösung der Klimakrise. 
Wenn wir es schaffen, dass ähnlich wie 
beim Corona-Impfstoff die verschiede-
nen Marktteilnehmer, wissenschaftli-
chen Institutionen, Privatwirtschaft und 
Staat zusammenarbeiten, dann können 
die digitalen Planungs- und Steuerungs-
instrumente einen entscheidenden Bei-
trag zur Zielerreichung beitragen. Und 
nebenbei machen sie den Prozess für Bür-
gerinnen und Bürger transparent – und 
sorgen so für einen besseren Zusammen-
halt zwischen Politik, Verwaltung, Wirt-
schaft und Gesellschaft.“

Fazit
Das Smart City-Konzept kann in den 
Sektoren Energiewirtschaft, Gebäude 
und Mobilität außerordentlich wichtige 
Beiträge zur Nachhaltigkeit leisten. Eine 
wichtige Voraussetzung dafür ist eine 
konsequente Digitalisierung und die In-
teroperabilität der erhobenen und ver-
wendeten Daten. Das Smart City-Kon-
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zept ist eine wichtige Voraussetzung 
dafür, dass wir das Leben in unseren 
Städten effizienter und ressourcenscho-
nender gestalten und gleichzeitig unsere 
Städte resilienter für die Herausforde-
rungen des Klimawandels machen.  ///

///  PROF. DR. SIEGFRIED BALLEIS
ist Alt-OB der Stadt Erlangen, Vorsitzender 
des Universitätsbundes der FAU-Erlangen/
Nürnberg sowie Honorarprofessor am dorti-
gen Lehrstuhl für Politische Wissenschaften.
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Die Corona-Pandemie stellt alle Bereiche 
unserer Gesellschaft vor enorme Heraus-
forderungen, die oft sehr schnell bewäl-
tigt werden müssen. Das gilt besonders 
für die Familien-, Arbeits- und Sozialpo-
litik. Um die Folgen von Corona abzufe-
dern, haben Freistaat und Bund umfang-
reiche Sozialschutz-Pakete geschnürt. 
Sie reichen vom vereinfachten Zugang 
zur Grundsicherung über den Erhalt so-
zialer Infrastruktur wie Werkstätten für 

/// Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken

Menschen mit Behinderungen bis zu ei-
nem Zuschuss für digitale Endgeräte an 
Kinder aus hilfebedürftigen Familien. 
Darüber hinaus werden Kinder und Ju-
gendliche mit einem schulischen und au-
ßerschulischen Konzept auch nach Co-
rona weiter unterstützt.

Der bayerische Sozialhaushalt 2021 
überstieg erstmals die sieben Milliar-
den, um zu verhindern, dass es durch 
Corona zu stärkeren sozialen Verwer-

DIE BEDEUTUNG VON SOZIALPOLITIK

THOMAS HUBER /// Um unseren Sozialstaat jetzt zukunftsfest zu machen,  
gilt es, aus den Erfahrungen der Corona-Pandemie zu lernen und auf Basis 
einer eingehenden Analyse die richtigen sozialpolitischen Lehren zu ziehen 
und entsprechende Maßnahmen auf den verschiedenen Handlungsfeldern  
zu ergreifen.

Simultationen mit intelligenten 
Tools HELFEN bei der Realisierung 
des Smart City-Konzeptes.
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fungen kommt. Der Einsatz von Steuer-
geldern kann aber nur einen Teil der 
Probleme lösen. Um den durch Corona 
aufgeweichten gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt zu stärken, bedarf es einer 
vernetzten Politik, die Wirtschaft, Um-
welt, Soziales und die Generationenzu-
sammenarbeit bis hin zur Stärkung un-
serer Demokratie mit einbezieht.

Kinder, Jugendliche und Familien
Zu den einschneidendsten Corona-
Maßnahmen gehörten die Kontaktbe-
schränkungen. Unter ihnen litten sehr 
viele Menschen, insbesondere Pflegebe-
dürftige und deren Angehörige sowie 
Kinder und Jugendliche. Vormittags Dis-
tanzunterricht, mittags Online Games, 
nebenher etwas posten, für die Haus-
aufgaben wieder an den Bildschirm, 
aber keine oder nur sehr eingeschränkte 
persönliche Kontakte mit Freunden. 
Das war lange Zeit für unsere Kinder 
und Jugendlichen der als eintönig und 
psychisch belastend empfundene All-
tag.1 Diese Sorgen müssen wir sehr ernst 
nehmen und uns nach Corona stärker 
um Antworten auf die Frage, wie wollen 
wir, dass unsere Kinder in Zukunft le-
ben, bemühen. 

Ausbau der Betreuung und  
Beratung 

Weil viele Kinder und Jugendliche nicht 
erst seit der Corona-Pandemie oft allein 
zu Hause sind, brauchen wir den Aus-
bau niedrigschwelliger Beratungsinfra-
struktur. Dazu gehören die Erziehungs-
beratungsstellen und Fachkräfte-Teams 
in der Kinder- und Jugendhilfe. Auch 
die Betreuung von Schulkindern wird 
immer wichtiger. Deshalb setzen wir ge-
meinsam mit dem Bund den Rechtsan-
spruch auf Ganztagesbetreuung im 
Grundschulalter um und unterstützen 
die Kommunen auch finanziell.2

Darüber hinaus müssen wir sicher-
stellen, dass alle Schüler problemlos am 
Distanzunterricht teilnehmen können. 
Um die Bildungsgerechtigkeit weiter zu 
erhöhen, ist es unter anderem unerläss-
lich, dass alle Kinder aus ärmeren Haus-
halten mit W-LAN und digitalen End-
geräten ausgestattet werden. Denn gera-

de sie hatten mangels geeigneter Aus-
stattung erheblich größere Schwierig-
keiten im Distanzunterricht. Sie dürfen 
dadurch nicht abgehängt werden.

Familien stärker in den Fokus 
rücken 

Mit die größten Leistungen während 
Corona haben unsere Familien erbracht: 
„Rund um die Uhr“-Betreuung der Kin-
der, Einrichtung „digitaler Klassenzim-

mer“, Einkauf für die Großeltern und 
„nebenbei“ musste mindestens ein El-
ternteil noch im Home Office die Her-
ausforderungen im Job meistern. Bei al-
len künftigen Maßnahmen müssen wir 
daher auch die Familien im Blick haben 
und ganzheitlich betrachten.

Da viele Familien durch Corona in 
finanzielle Schwierigkeiten gekommen 
sind, wurden auf Bundesebene schnell 
die Corona-Sonderregelung beim El-
terngeld und die Ausweitung des Kin-
derzuschlags auf den Weg gebracht. 
Bayern leistet zusätzliche Unterstützung 
für Familien, etwa durch Entlastung bei 
den Kosten für Kinderbetreuung wäh-
rend der Zeit der Schließungen oder mit 
dem bayerischen Familiengeld, das auch 
während der Pandemie unverändert 
weiterlief. Jetzt gilt es, die Entwicklung 
in unseren Familien genau zu beobach-
ten und nach Bedarf weitere Unterstüt-
zungsmaßnahmen zu beschließen. 
Wichtig ist, das komplexe Hilfeleis-
tungssystem für Familien auf Präventi-
on auszurichten und dabei im Sinne ei-
ner Familie zu denken und zu handeln. 

Pflegebereich
Ältere

Schon zu Beginn der Corona-Pandemie 
wurde deutlich, dass das Risiko für ei-
nen sehr schweren oder gar tödlichen 
Verlauf mit dem Alter stark zunimmt. 
Das spiegelte sich auch in den Pflegehei-
men wider. Obwohl mittlerweile alle 
Bewohner sowie ein Großteil der Be-
schäftigten in Pflegeheimen dreimal ge-
impft sind, stellt sie Corona weiterhin 
vor große Herausforderungen. Dazu 
gehören auch die Kontaktbeschränkun-
gen, unter denen Pflegebedürftige und 
deren Angehörige besonders zu leiden 
hatten und haben. Die meisten Einrich-
tungen verfügen nicht über sichere Räu-
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Die Corona-Pandemie stellt eine große Herausforderung für den gesellschaftlichen Zusammen - 
halt dar. Das Thema Impfung hat anhaltend zu öffentlichen Debatten und Spannungen in der  
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Der durch Corona gefährdete
gesellschaftliche Zusammenhalt 
muss wieder GESTÄRKT werden.

Kinder und Jugendliche brauchen 
Beratung und UNTERSTÜTZUNG.
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me, in denen sich Pflegebedürftige und 
deren Angehörige während einer Pan-
demie treffen können. Daher sollte in 
jedem Pflegeheim ein solcher geschaf-
fen werden.3

Menschen mit Behinderung
Auch Menschen mit Behinderung sind 
von der Pandemie besonders betroffen. 
Gehörlose können wegen der Masken 
keine Lippen lesen, geistig Beeinträch-
tigte haben Probleme mit dem Verständ-
nis für die Maßnahmen, andere sind auf-
grund von Begleiterkrankungen beson-
ders gefährdet oder können aus gesund-
heitlichen Gründen keine Maske tragen. 

Auch Behinderteneinrichtungen hat-
ten aus unterschiedlichen Gründen teils 
große Probleme mit der Umsetzung  
der Infektionsschutzmaßnahmen. Mitt-
lerweile wurden für viele der Probleme 
Lösungen gefunden, leider oftmals aber 
erst im Nachhinein. Deshalb müssen in 
Zukunft die Belange der Menschen mit 
Behinderung grundsätzlich bei allen 
Maßnahmen mehr ins Zentrum gerückt 
und auf alle Aspekte des Lebens geachtet 
werden. 

Berufsbereich Pflege
Die Zahl pflegebedürftiger Menschen in 
Bayern wird bis 2050 von aktuell 
500.000 auf 880.000 ansteigen. Das be-
deutet, dass auch der Bedarf an Pflege-
personal weiter stark zunehmen wird. 

Man geht von einem zusätzlichen Be-
darf von 62.000 Vollzeit-Pflegekräften 
und 7.500 Pflegefachpersonen bis 2050 
aus. Um einen drohenden Pflegenot-
stand zu vermeiden, müssen wir die At-
traktivität von Pflegeberufen weiter er-
höhen. Das beginnt bei einer modernen 
Ausbildung und besserer Vergütung 
und reicht über einen attraktiven Ar-
beitsplatz bis hin zu einem höheren An-
sehen und sozialen Status dieser Berufe. 

Im Fokus muss jetzt aber eine besse-
re Entlohnung für alle Pflegekräfte ste-
hen. Die Basis dafür ist die nun be-
schlossene Einführung flächendecken-
der Tarifverträge, mit denen die Vergü-
tung kontinuierlich nach oben gehen 
kann. Um die Pflegekräfte zu entlasten, 
muss aber auch der Personalschlüssel 
deutlich verbessert werden. Darüber hin-
aus muss für die Pflegekräfte aber auch 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
verbessert werden. Dazu gehört die 
Schaffung von günstigem Wohnraum, 
besonders in Ballungsgebieten. Ein wei-
terer wichtiger Punkt ist die Durchset-
zung von Steuererleichterungen. 

Wohnraum
Im vergangenen Jahr konnte die älteste 
Sozialsiedlung der Welt, die Fuggerei in 
Augsburg, ihr 500-jähriges Jubiläum 
feiern. Ein Hauptgrund dafür, dass sie 
bis heute besteht, ist ihr niedriger Miet-
preis. Die Jahreskaltmiete plus Neben-
kosten beträgt nach heutiger Währung 
88 Cent. Im Gegensatz dazu sind die 
Mieten in Bayern allein von 2014 bis 
2019 durchschnittlich um 22 Prozent 
gestiegen, in Oberbayern sogar um 28 
Prozent. Das bedeutet: Viele können 
sich das Wohnen kaum mehr leisten. 
Das betrifft Menschen mit geringerem 
Einkommen, aber angesichts der hohen 
Mietpreise wie zum Beispiel im Bal-

lungsraum München auch Menschen 
mit guten Einkommen und sogar Dop-
pelverdiener. Nicht selten wird die Hälf-
te des Einkommens oder mehr für die 
Miete ausgegeben.

Wir müssen deshalb mit Nachdruck 
das Ziel verfolgen, mehr Menschen zu 
Wohneigentum zu verhelfen. Da es kei-
ne Eigenheim-Zulage mehr gibt, brau-
chen wir neue Modelle zur Schaffung 
von Wohneigentum. Das noch relativ 
junge Baukindergeld ist ein guter An-
satz, der weiterverfolgt werden sollte. 
Auch die vor Kurzem erfolgte Reform 
der Bayerischen Bauordnung ist sinn-
voll, um Nachverdichtungen zu ermög-
lichen. Außerdem müssen die einkom-
mensorientierte Förderung für Wohn-
raum erweitert und mehr soziale Bau-
programme aufgelegt werden.

Ein Sonderprogramm für stark be-
lastete Kommunen, die Anpassung der 
Landesplanung an den erhöhten Wohn-
bedarf, die Mobilisierung von Bauland 
sowie die Förderung von Wohnungsbau 
inklusive von Betriebswohnungsbau so-
wie die Streichung der Grunderwerbs-
steuer für die selbstgenutzte Immobilie 
junger Familien sind dabei hilfreich.

Auch nach dem Ende der Corona-
Pandemie wird sich der Trend zum 
Home Office fortsetzen, womit auch der 
Bedarf an größeren Wohnungen weiter 
steigt. Das bedeutet wiederum höhere 

Ältere und Pflegeheimeinrichtungen 
haben ein höheres Risiko zu tragen 
und brauchen daher SCHUTZ.

Kaufpreise und Mieten für Wohnungen 
und Häuser, auch im Umland. Der 
Druck auf den Wohnungsmarkt im Um-
land der bayerischen (Groß-)Städte ist 
schon bemerkbar. Vermehrt Home Of-
fice würde viele berufsbedingte Fahrten 
überflüssig machen und so auch einen 
Beitrag zum Klimaschutz leisten. 

Soziale Träger
Die vielen kleineren und größeren sozia-
len Träger und Vereine sind die Säulen 
unseres Sozialsystems. Deshalb ist es 
besorgniserregend, dass ihnen durch 
die Corona-Pandemie Mitgliedsbeiträge 
und Spenden wegbrechen. Da viele von 
ihnen ihre Leistungen über unterschied-
liche Kostenträger finanzieren und 
gleichzeitig höhere Kosten durch Infek-
tionsschutzmaßnahmen haben, stehen 
sie vor enormen finanziellen Herausfor-
derungen.

Der Paritätische Gesamtverband hat 
in einer Studie darauf hingewiesen, dass 
diese Mischfinanzierung in der Pande-
mie zum Teil katastrophale Folgen ha-
ben kann, weil es häufig keine abge-
stimmte Vorgehensweise der Kostenträ-
ger, sondern vielmehr einen sehr unter-
schiedlichen Umgang der Geldgeber mit 
der Krise gibt. Eine Lehre aus der Pan-
demie sollte deshalb die stabile Finan-
zierung Sozialer Arbeit sein. Wird ein 
Projekt über mehrere Geldgeber finan-
ziert, darf das Zusammenfügen der 
Geldleistungen nicht Aufgabe des 
durchführenden Trägers sein.4

Ein bis heute unbefriedigend gelös-
tes Beispiel für dieses Problem ist das 
Jugendwohnen für Blockschüler. In den 
ersten Monaten der Corona-Pandemie 
hatten die Jugendwohnheime deutlich 
weniger Einnahmen, gleichzeitig stiegen 
die Kosten durch den entsprechend an-
gepassten Wohnheimbetrieb wie zum 

Wohnraum wird zunehmend 
UNBEZAHLBAR.
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Beispiel Einzelbelegung von Mehrbett-
zimmern und zusätzlich notwendige 
Hygienemaßnahmen. Kommunen und 
Kultusministerium schoben sich die un-
klare Zuständigkeit zu Lasten der Ju-
gendwohnheime gegenseitig zu. Mit ei-
ner eindeutigeren Regelung der Zustän-
digkeit zur Refinanzierung von sozialen 
Trägern in Krisen hätte man hier viel 
unnötigen Abstimmungsaufwand und 
Ärger vermeiden können.

Freiwilligendienste
Die Bedeutung des Engagements von 
Freiwilligen für unsere Gesellschaft ist 
gar nicht hoch genug einzuschätzen. 
Deshalb sollte es noch stärker honoriert 
und anerkannt werden, vor allem durch 
noch attraktivere Rahmenbedingun-
gen. Um den Zusammenhalt zu stär-
ken, sollte es allen Bürgern noch besser 
ermöglicht werden, sich für ihre Mit-
menschen einzusetzen. Dadurch kön-
nen viele junge Menschen auch frühzei-
tig an einen pflegerischen oder sozialen 
Beruf herangeführt werden. Viele Frei-
willige bleiben zum Beispiel nach ihrem 
Freiwilligen Sozialen Jahr (FJS) bei „ih-
rer“ Dienststelle. Das kann zur Fach-
kräftegewinnung im sozialen Bereich 
beitragen. 

Entscheidend ist, dass den Freiwilli-
gen die Wertschätzung und Anerken-
nung entgegengebracht werden, die sie 

verdienen. Ihr Einsatz könnte etwa bei 
praktischen Zeiten in Ausbildung und 
Studium sowie bei Wartesemestern für 
Studienplätze, aber auch bei der Rente 
berücksichtigt werden. Auch die Ver-
besserung der finanziellen Unterstüt-
zung für Freiwillige und Hilfsdienste 
sollte überprüft werden. Menschen mit 
Behinderung muss der Zugang und die 
Durchführung eines Freiwilligendiens-
tes erleichtert werden.

Außerdem sollte man auch Pro und 
Contra eines sozialen Dienstjahres als 
Gesellschafts-Bürgerjahr für alle disku-
tieren. Laut Umfragen würde die Mehr-
heit in Deutschland diesen sozialen 
Dienst begrüßen. Es würde neue Per-
spektiven und die Weiterentwicklung 
der eigenen Persönlichkeit bringen, das 
Demokratiebewusstsein stärken und 
könnte neue Integrationsmöglichkeiten 
in den Arbeitsmarkt mit sich bringen. 

Arbeitsmarkt
Seit 2019 ist laut eines Berichts der Bun-
desagentur für Arbeit vom Juli 20215 die 
Zahl der Langzeitarbeitslosen um 12 
Prozent auf 817.000 gestiegen. Und sie 
wird voraussichtlich weiter steigen, 
denn die Dauerarbeitslosigkeit wird 
nach der Krise nicht einfach wieder ver-
schwinden. Auf dem Arbeitsmarkt und 
speziell bei der Bekämpfung von Lang-
zeitarbeitslosigkeit kommt es auf eine 
ganzheitliche Betreuung und Förderung 
an.6 Dafür brauchen wir Ressourcen bei 
den Arbeitsagenturen, aber auch bei Ju-
gendämtern und anderen Stellen. Für 
diese Betreuung sollten wir zielgerichtet 
mehr Mittel einsetzen und nicht für ei-
nen großen sogenannten sozialen Ar-
beitsmarkt, der den Menschen zwar 
zeitweise einen Arbeitseinsatz ermög-
licht, aber viel zu oft nicht zu einer dau-
erhaften Beschäftigung führt. 

Auch die Digitalisierung verändert 
die Arbeitswelt massiv. Um die Men-
schen fit für die Arbeitswelt der Zukunft 
zu machen, ist die berufliche Weiterbil-
dung das Erfolgsrezept. Bayern inves-
tiert in Weiterbildung und Qualifizie-
rung, etwa mit dem „Pakt für berufliche 
Weiterbildung 4.0“. Die bestehenden 
Förder- und Unterstützungsmöglichkei-
ten sind gut, können aber noch ausge-
baut werden. Wichtig ist, dass niemand 
abgehängt wird und bei allen Verände-
rungsprozessen die soziale Sicherheit 
nicht verloren geht. 

Wirtschaft
Die Basis für unseren hohen Wohlstand, 
unser hohes soziales Niveau und nicht 
zuletzt unseren hohen Beschäftigungs-
stand ist und bleibt unsere Wirtschaft. 
Besonders Mittelstand und Handwerk 
sind für unser Sozialsystem sehr wich-
tig, weil in ihnen 57 Prozent aller Be-
schäftigten tätig sind. Deshalb ist es er-
freulich, dass unsere Wirtschaft Corona 
schneller überwinden wird, als noch vor 
nicht allzu langer Zeit befürchtet. Den-
noch kämpfen noch immer viele mittel-
ständische Unternehmen mit den Fol-
gen, darunter viele Einzelhändler. Um 
sie zu stärken und die dortigen Arbeits-
plätze zu erhalten, brauchen sie klare 
Perspektiven. Dazu gehört vor allem, 
dass weitere steuerliche Belastungen 
und bürokratische Regulierungen ver-
mieden werden. 

Damit Unternehmen Arbeitsplätze 
erhalten und neue schaffen können, 
müsste die Unternehmenssteuerlast auf 
ein international wettbewerbsfähiges 
Niveau gesenkt werden. Angesichts ei-
nes immer härteren globalen Wettbe-
werbs braucht unsere Wirtschaft drin-
gend mehr Luft für Zukunftsinvestitio-
nen. Auch nach der Corona-Pandemie 

gilt: Soziale Sicherheit sollte erarbeitet 
werden. Und nur eine innovative und 
starke Volkswirtschaft garantiert einen 
starken Sozialstaat.

Energiewende
Die Energie- und Klimawende sollte 
auch aus Sicht der Betroffenen betrach-
tet und Freiräume für die geschaffen 
werden, die zu ihrem Gelingen beitra-
gen können. Hier spielen auch gesell-
schaftliche Aspekte eine entscheidende 
Rolle. Die zentrale Frage ist, wie wir zu-
künftig leben wollen und dabei alle Ge-
nerationen mitnehmen können und wie 
wir die großen und notwendigen Verän-
derungen mit der nötigen Geschwindig-
keit und Ernsthaftigkeit umsetzen kön-
nen. Dafür braucht es Innovationen, die 
neue Perspektiven aufzeigen und neue 
Arbeitsplätze schaffen.

Demokratie
Gesellschaftlicher Zusammenhalt benö-
tigt neben gelebter Demokratie auch Re-
spekt vor den Mitmenschen sowie eine 
lebendige Diskussionskultur. Nur so 
schaffen wir es, Kompromisse zu finden 
und das Beste für unsere Gesellschaft zu 
erreichen. Die Pandemie hat gezeigt, 
dass aber oft einseitig, ideologisch und 
dann leider auch radikal argumentiert 
wird. Auf lokaler Ebene kann die Dis-
kussionskultur auf der Basis von Bürger-
beteiligung und Mitbestimmung statt-
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Die FINANZIERUNG sozialer Träger 
muss klar definiert und auch in 
Krisen gesichert sein.

Eine STABILE Wirtschaft ist wichtig 
für das Sozialsystem.



58 POLITISCHE STUDIEN // 501/2022  501/2022 // POLITISCHE STUDIEN  59

finden wie zum Beispiel eine Abstim-
mung über die Errichtung von Windrä-
dern im Ebersberger Forst. Unter dem 
Motto „Global denken, lokal handeln“ 
müssen wir noch mehr auf Regionalität 
setzen. Auch das hat uns Corona ge-
lehrt. 

Mensch und Gesellschaft
Die Kernfrage, die wir uns immer wie-
der aufs Neue stellen müssen, lautet: 
„Was hilft dem Menschen und der Ge-
sellschaft langfristig?“ Transformati-
onsprozesse gab es schon immer, den-
ken wir nur an die Industrialisierung. 
Meist wurden aber ihre gesellschaftli-
chen Aspekte außen vorgelassen. In der 
Folge kam es zu sozialen Problemen und 
Verwerfungen. Bei der Energie- und Kli-
mawende sowie bei der Digitalisierung 
haben wir die große Chance, langfristi-
ger und vernetzter zu denken und zu 
handeln, und so möglichst viele Men-
schen mitzunehmen. Der Sozialpolitik 
kommt hier die wichtige Aufgabe zu, 
über die bestehenden und sich neu auf-
tuende Gräben Brücken zu bauen und 
so unsere Gesellschaft insgesamt zu 
stärken.  ///

ANALYSE AKTUELLES BUCH

Die in der Demokratie verankerte
DISKUSSIONSKULTUR kann den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt
stärken.

///  THOMAS HUBER MBA, MDL
ist Sozialpolitischer Sprecher der CSU-Land-
tagsfraktion und Vorsitzender der CSU-Fami-
lienkommission, München.
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/// Was sie war, ist und noch werden soll …

DER INTEGRATIONSPROZESS 
DER EUROPÄISCHEN UNION 

Rittberger, Berthold: Die Europäische 
Union. Politik, Institutionen, Krisen. 
München: Beck-Verlag 2021, 128 Seiten, 
€ 9,95.

Die Europäische Union (EU) ist heutzu-
tage in der Lebenswelt ihrer Bürger all-
gegenwärtig und gerade für die jüngere 
Generation vollkommen Normalität. 
Für sie ist das Europäische Projekt mit 
beispielsweise visafreiem Reisen etwas 
Gegebenes. Wie dieser Integrationspro-
zess zustande kam und mit welchen 
Her ausforderungen er sich heute kon-
frontiert sieht, beschreibt Berthold Ritt-
berger in seinem Buch „Die Europäische 

Union: Politik, Institutionen, Krisen“. 
Er beleuchtet, wie sich die Europäische 
Union von einem rein marktorientierten 
Projekt hin zu einem gemeinsamen Bin-
nenmarkt mit gemeinsamer Währung 
ausdifferenzierte und welche Nebener-
scheinungen dieser Integrationsprozess 
haben kann.

Zu Beginn des Buches gibt Rittber-
ger einen klar verständlichen Überblick 
über die Zuständigkeitsbereiche der EU, 
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welche im damaligen Ziel der Harmoni-
sierung eines gemeinsamen Binnen-
marktes gründeten. Weitere angeführte 
Beispiele sind die Währungsunion, So-
zialpolitik sowie die EU-Außenpolitik, 
die sowohl mit Blick auf den Integrati-
onsgrad wie ihr Krisenpotenzial darge-
stellt werden. 

In einem nächsten Schritt beleuchtet 
Rittberger die EU-Institutionen und 
ihre Funktionsweise. Als besonders ge-
lungen präsentiert sich die Gegenüber-
stellung von Ministerrat und EU-Parla-
ment. Hierbei analysiert der Autor, wie 
es dem EU-Parlament sukzessive ge-
lang, die anfängliche Machtasymmetrie 
zwischen den beiden Institutionen zu 
reduzieren – „eine der bemerkenswer-
testen Entwicklungen in der institutio-
nellen Architektur der EU“ (S. 65), so 
Rittberger. Dieser Aufstieg erkläre sich 
zum einen aus der Logik des Integrati-
onsprozesses heraus. Zum anderen 
identifiziert er das Europaparlament 
selbst als Treiber dieser Entwicklung, 
denn an entscheidenden Wegmarken 
habe dieses seine institutionellen Eigen-
interessen erfolgreich durchgesetzt. Das 
Scheitern des Spitzenkandidatenprin-
zips 2019 erscheint aus dieser Perspekti-
ve als Ausnahme von der Regel.

Prägnant und schlüssig sind auch die 
darauf anschließenden Überlegungen 
zur Transformation des Europäischen 
Gerichtshofs. Rittberger zeichnet nach, 
wie sich der EUGH schrittweise „zu ei-
nem Hebel der Konstitutionalisierung 
der EU-Rechtsordnung“ (S. 80) entwi-
ckelte und welchem Einfluss die Direkt-
wirkungsdoktrin und Vorrangsdoktrin 
dabei zukommt. Auch das potenzielle 
Spannungsverhältnis zwischen dem 
EUGH und den nationalen Verfassungs-
gerichten wird in diesem Kontext einge-
ordnet und erläutert.

Daran schließt sich eine grundlegen-
de Reflexion zum „Wesen der EU“  
(S. 84) an, die historische Modelle der 
definitorischen Annäherung – etwa die 
EU als Gebilde sui generis oder die Fo-
kussierung auf den Soll-Zustand einer 
„ever closer union“ – zwar streift, dann 
aber schnell nach einer zeitgemäßen Ein-
ordnung sucht. In diesem Zusammen-
hang überzeugt Rittbergers Ansatz, die 
EU mit Blick auf ihre Zuständigkeitsbe-
reiche, Gestaltungsbefugnisse und Legi-
timitätsressourcen auf einem Kontinu-
um zwischen Staat und internationaler 
Organisation zu verorten und als „Regu-
lierungsstaat“ (S.92) zu charakterisieren. 

Gleiches gilt für die abschließende 
Gegenüberstellung der Sogkräfte und 
Fliehkräfte, die für Rittberger die Dyna-
mik der europäischen Integration beein-
flussen. Er attestiert dem Prozess eine 
sich selbst verstärkende Dimension und 
macht vor allem Krisen als Integrations-
treiber aus. Eine im Zeitraum vergleichs-
weise stabile Unterstützung in der Be-
völkerung stärke zudem das europäi-
sche Projekt. Gleichzeitig identifiziert er 
aber auch eine Reihe an Integrations-
hemmnissen. Dazu zähle unter anderem 
eine ausgeprägte Polarisierung der Euro-
papolitik, die eng mit dem Aufstieg po-
pulistischer und euroskeptischer Partei-
en verbunden sei.

Mit Blick auf diese Gemengelage bi-
lanziert er, dass nun „nicht die Zeit für 
große Entwürfe und radikale Zukunfts-
visionen, sondern für das Notwendige 
und Mögliche“ (S. 120) gekommen sei. 
Europäische Integration müsse „autono-
mieschonend und gemeinschaftsverträg-
lich“ (S. 123) vorangetrieben werden. In 
diesem Sinne schließt er mit einem Ap-
pell für eine differenzierte und flexible 
Integration, sprich, für ein Europa der 
zwei (Integrations-)Geschwindigkeiten. 

Zusammengefasst ist festzuhalten, 
dass es sich um einen geglückten Beitrag 
handelt, dem es gelingt, komplexe insti-
tutionelle Strukturen und Debatten auf 
nur 128 Seiten kompakt zusammenzu-
führen. Nicht nur bietet Rittberger einen 
gelungenen ersten Einblick in den The-
menbereich, sondern er wirft auch ein 
Schlaglicht auf komplexere Integrations-
debatten, ohne das Werk inhaltlich zu 
überfrachten. Für die Folgeauflage bleibt 
allein der Wunsch, einen tieferen Blick 
auf das Verhältnis zwischen den EU- 
Institutionen abseits der institutionellen 
Koordinationsprozesse zu werfen.

DR. SARAH SCHMID-NÜRNBERG /  
CHRISTIANE VON CZETTRITZ UND 

NEUHAUS, HANNS-SEIDEL-STIFTUNG, 
MÜNCHEN 
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Schmohl, Tobias / Philipp, 
Thorsten (Hrsg.): Handbuch 
Transdisziplinäre Didaktik. 

Bielefeld: Transcript-Verlag 
2021, 472 Seiten, € 39,00. 

Neuberger, Julia: Antisemi-
tismus. Wo er herkommt,  
was er ist – und was nicht. 
Berlin: Berenberg-Verlag 
2020, 261 Seiten, € 16,00.

Sowohl die Wissenschaft als auch die 
Lehre befinden sich in einer Zeit des 
Umbruchs. Das merkt man nicht nur an 
der vermehrten Online-Lehre, den ste-
tig steigenden Zahlen von Studierenden 
und den vielfältigen Kanälen, auf denen 
über Wissenschaft kommuniziert wird, 
sondern auch am Wandel des wissen-
schaftlichen Selbstverständnisses. Die 
Autoren und Herausgeber des Handbu-
ches Transdisziplinäre Didaktik brin-
gen angesichts der Vielzahl immer häu-
figer auftretender Schlagworte wie Inte-
grative und Partizipative Forschung, si-
tuiertes Lernen und transformative 
Wissenschaft Licht ins Dunkel. Sie ver-
stehen ihr Handbuch als einen „Beitrag 
zur Institutionalisierung des Wandels, 
zur Erneuerung akademischer Curricu-
la und zur Ausweitung der Teilnehmer 
der Debatte entlang partizipativer Kul-
tur“. (S. 19) 

Zu 34 verschiedenen Schlagworten 
stellen die Autoren systematisiert Defi-
nition, Problemhintergrund, Debatte 
und Kritik sowie Formen didaktischer 
Umsetzung dar. Die Beiträge sind poin-
tiert und versetzen den Leser in die 
Lage, die wesentlichen Dimensionen 
von neueren Entwicklungen wie Realla-
boren und Open Source kurz und bün-
dig erfassen zu können. Dabei lassen sie 

Immer wieder beunruhigt und erschüt-
tert Antisemitismus die Bundesrepublik. 
Judenfeindliche Einstellungen und eben-
solches Verhalten zählen zu den zentralen 
Herausforderungen der rechtsstaatlichen 
Demokratie. Auf bereits hohem Niveau 
steigt seit Jahren unter anderem die Zahl 
antisemitischer Straftaten. Zu den mar-
kanten Beispielen für judenfeindlich mo-
tivierte Gewaltverbrechen gehört der ver-
suchte Anschlag im Oktober 2019, ausge-
rechnet an Jom Kippur, auf die Synagoge 
in Halle an der Saale. Der Täter wollte die 
Synagoge stürmen und zahlreiche Men-
schen offenbar töten, weil sie Juden sind. 
Doch eine verschlossene Eichentür ver-
sperrte ihm den Weg. Daraufhin erschoss 
er vor der Synagoge zwei Passanten. Kur-
ze Zeit später ergriff ihn die Polizei.

Weil Hemmschwellen seit Jahren sin-
ken, wachsen Verunsicherung, Unbeha-
gen und Ängste unter Juden in Deutsch-
land, wie Ronen Steinke in seinem Buch 

die notwendige Tiefe nicht vermissen 
und geben zudem Praxisbeispiele. 

Bemerkenswert in diesem Sammel-
band sind neben den Begriffsklärungen 
die beiden abschließenden Beiträge von 
Gesine Schwan und Rudolf Stichweh. 
Letzterer, Lehrstuhlnachfolger Niklas 
Luhmanns, zeichnet die Entwicklung 
der Wissenschaftsdisziplinen nach. 
Stichweh schreibt: „Eine der drama-
tischsten Strukturveränderungen des 
Wissenschaftssystems in den letzten 250 
Jahren ist die Normalisierung von Ko-
operation und Koautorschaft.“ (S. 442) 
Diese habe sich sowohl zwischen Diszi-
plinen und Subdisziplinen als auch zwi-
schen Nationen etabliert. Zudem defi-
niert Stichweh den Begriff der Transdis-
ziplinarität in Abgrenzung zur Interdis-
ziplinarität. Als ausschlaggebend erach-
tet er die Kommunikation mit Personen 
innerhalb wie außerhalb der Wissen-
schaft („citizen science“), die Wahrheits-
suche über die Grenzen der Disziplinen 
hinweg sowie die Frage- oder Problem-
stellungen, die für die breite Bevölkerung 
von Relevanz sind, wie etwa der Klima-
wandel oder Migrationsbewegungen.

Schwan fragt in ihrem Aufsatz nach 
dem Sinn von Transdisziplinarität und 
verweist auf das vom deutschen Wissen-
schaftsrat 2015 aufgegriffene Wort der 
„Gemeinwohlorientierung“. Bis vor we-
nigen Jahren waren es Wissenschaftler 
selbst, Politiker und die Wirtschaft, die 
Forschungsfragen entweder aus Eigen- 
und / oder Wirtschaftsinteresse formu-
lierten. „Ihr Handeln folgt unterschied-
lichen Erfolgslogiken, die in Widerstreit 
zueinander geraten (können), aber im-
mer wieder miteinander vereinbart wer-
den müssen, wenn ein Gemeinwohl für 
die Gesellschaft gefunden werden soll.“ 
(S. 425) Das Zusammenführen der un-
terschiedlichen Interessen zwischen ge-

sellschaftlichen Gruppen könne über 
die Transdisziplinarität Gemeinwohl-
orientierung erreichen. Dabei sei die Be-
wahrung wissenschaftlicher Standards 
unabdingbar, betont Schwan. 

Das Handbuch Transdisziplinäre 
Didaktik ist ein Handbuch des wissen-
schaftlichen Wandels. Es empfiehlt sich 
für jeden, der sich mit Entwicklungen 
im Wissenschaftsbetrieb beschäftigt, 
denn die Beiträge der Autoren, die ihre 
Profession in ganz unterschiedlichen 
Disziplinen gefunden haben, reflektie-
ren die Prozesse, in denen sich die Wis-
senschaftscommunity und in gewisser 
Weise auch die Gesellschaft befinden. 

THOMAS M. KLOTZ,  
HANNS-SEIDEL-STIFTUNG, MÜNCHEN 

Steinke, Ronen: Terror gegen 
Juden. Wie antisemitische 
Gewalt erstarkt und der Staat 
versagt. Eine Anklage. Berlin/
München: Piper-Verlag 2020, 
256 Seiten, € 18,00.
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zeigt. Manche Juden sitzen notgedrungen 
zumindest geistig wieder auf gepackten 
Koffern. Gerade deshalb ist es bedeutsam, 
über Antisemitismus in seinen unter-
schiedlichen Ausprägungen aufzuklären 
und Juden bestmöglichst zu schützen und 
zu verteidigen. Das zählt zu den wichtigs-
ten Aufgaben aller Demokraten. Dazu 
will das Buch von Steinke beitragen. 

Für seinen eher lebendig-konkreten 
als wissenschaftlich-abstrakten Band 
hat Steinke, jüdischer Jurist und Journa-
list, sowohl einschlägige Literatur aus-
gewertet als auch zahlreiche Gespräche 
mit Experten und Betroffenen geführt. 
Analytisch wählt er eine weite Perspek-
tive, indem er nicht nur rechtsextremis-
tisch, arabisch-nationalistisch und isla-
mistisch motivierten Judenhass be-
trachtet, sondern auch jenen weniger 
verbreiteten Antisemitismus in seine 
Untersuchung miteinbezieht, der auf  
einer toxischen Mischung aus antikapi-
talistischen, antiimperialistischen und 
antiamerikanischen Ideologiefragmen-
ten und Feindbildern gründet. Auf einer 
solchen Basis (u. a. Israel als angeblicher 
US-Vorposten) bejubelte schon Ulrike 
Meinhof den palästinensischen Mord-
anschlag auf israelische Sportler in 
München 1972, durch den die Täter 
auch die deutsche Terroristin aus dem 
Gefängnis freipressen wollten, als einen 
„antiimperialistischen“ und „antifa-
schistischen“ Akt der „Menschlichkeit“.

Primär geht es Steinke darum, stärker 
für die Gefahren zu sensibilisieren, denen 
Juden in Deutschland heute durch anti-
semitisch motivierte Straftaten ausge-
setzt sind, darunter schwere Gewaltde-
likte. Umso mehr will er mit seinem Buch 
zu einem stärker unbeschwerten Leben 
von Juden in Deutschland beitragen. Da-
her fordert er, sowohl Dunkelfelder stär-
ker auszuleuchten und aufzuhellen, als 

auch den praktischen Schutz von Juden 
zu verbessern – und das nicht nur durch 
„gated communities“ mit noch höheren 
Mauern und Sicherheitszäunen. 

So schildert Steinke, wie gefährlich 
es inzwischen für Juden in manchen 
Stadtvierteln zum Beispiel Berlins wie-
der sein kann, eine Kette mit Davidstern 
oder eine Kippa zu tragen. Oder wie Po-
lizeibeamte, mit umgehängten Maschi-
nengewehren bewaffnet, jüdische Schu-
len und Synagogen in Deutschland be-
wachen müssen. Um jüdische Einrich-
tungen besser als die Synagoge in Halle 
an Jom Kippur 2019 zu schützen, müsse 
der demokratische Rechtsstaat man-
cherorts mehr leisten, fordert Steinke. 
Zugleich lobt er den Freistaat Bayern, 
der in der Landeshauptstadt München 
jüdische Einrichtungen massiv sichere.

Für besonders wichtig hält Steinke 
den aktuellen Einsatz vieler Menschen, 
darunter zahlreiche Christen und Musli-
me, gegen Antisemitismus und andere 
Arten von Demokratiefeindlichkeit. Der 
demokratische Rechtsstaat kann und 
darf es tatsächlich nicht hinnehmen, 
wenn sich Juden im Kampf gegen Anti-
semitismus alleingelassen fühlen und sie 
antisemitische Straftaten aus Angst vor 
Rache der Täter erst gar nicht anzeigen.

Ebenfalls einen Beitrag zur Aufklä-
rung über Antisemitismus will das Buch 
von Julia Neuberger leisten. Die briti-
sche Autorin mit deutschen Wurzeln 
gehört als Mitglied zum „House of 
Lords“. Zugleich fungiert sie als Rabbi-
nerin − Hitlers Verbrecher ermordeten 
viele Mitglieder ihrer Familie. In ihrem 
Buch diskutiert und analysiert sie 
schwerpunktmäßig den wachsenden 
Antisemitismus in seinen verschiedenen 
Facetten in England und Deutschland. 
Zunächst konzentriert sich ihr Band 
dar auf, die lange Geschichte der Juden-

feindlichkeit zu erläutern, in der Martin 
Luther als „glühender Antisemit“ eine 
Hauptrolle beanspruchen könne. 

Der Antisemitismus von Antikapita-
listen wiederum, den Neuberger thema-
tisiert, gründet u. a. auf der Schrift „Zur 
Judenfrage“ von Karl Marx. Als geistiger 
Brandstifter legt Marx darin antikapita-
listisch gefärbte Grundlagen für antise-
mitische Stereotype, auf denen gerade 
auch Rechtsextremisten bis heute auf-
bauen können. Wörtlich erklärt Marx: 
„Welches ist der weltliche Grund des Ju-
denthums? Das praktische Bedürfnis, 
der Eigennutz. Welches ist der weltliche 
Kultus der Juden? Der Schacher. Wel-
ches ist sein weltlicher Gott? Das Geld.“

Daraufhin beleuchtet Neuberger 
nicht nur antisemitisch motivierte Ver-
schwörungstheorien („jüdische Welt-
verschwörung“) und Stereotype („Geld-
juden“), sondern sie bemüht sich auch, 
den Begriff selbst überhaupt erst zu defi-
nieren und vor allem vom Terminus 
„Antizionismus“ abzugrenzen. Das ist 
eine schwierige, aber auch besonders 
bedeutsame Aufgabe. Denn seit einiger 
Zeit wachsen Tendenzen, Antisemitis-
mus unter dem Deckmantel des Antizio-
nismus zu verbreiten. Hierbei betont 
Neuberger die selbstverständliche Legi-
timität von Kritik an israelischer Politik. 

Anders als manche Gegenmeinung 
hält sie selbst es zum Beispiel für „völlig 
in Ordnung, wenn jemand im israelisch-
palästinensischen Konflikt für eine Zwei-
staatenlösung plädiert und für das weite-
re Vorgehen Kompromisse empfiehlt“. 
Aber wer Israel, der einzigen Demokratie 
im Nahen Osten, gerade nach dem Holo-
caust das Existenzrecht abspreche, äuße-
re sich nicht antizionistisch, sondern an-
tisemitisch. Das gelte erst Recht für Ver-
suche, Israel als Staat mit natürlich be-
sonderen Sicherheitsbedürfnissen zu dä-

monisieren („Israhell“) oder gar mit der 
Hitler-Diktatur gleichzusetzen − samt 
deren singulären Massenverbrechen ge-
gen die Menschlichkeit.

Besonders scharf kritisiert Neuberger 
antisemitische Tendenzen in der briti-
schen Labour-Partei, gerade unter ihrem 
inzwischen, nach seiner schweren Nie-
derlage bei der jüngsten Unterhauswahl, 
zurückgetretenen Vorsitzenden Jeremy 
Corbyn. Tatsächlich hatte Corbyn einst 
sogar selbst erklärt, es sei zulässig, Israel, 
seine Politik oder die Umstände seiner 
Gründung rassistisch zu nennen. Nach 
den Worten seines Sprechers wollte er da-
mit lediglich palästinensische Rechtsauf-
fassungen verteidigen. Offenbar mangelt 
es Corbyn bereits an einem Grundver-
ständnis für die Ursachen und Umstände 
der Entstehung Israels. Ebenso würdigte 
und verteidigte er vor einigen Jahren, wie 
Neuberger erinnert, ein Gemälde mit an-
tisemitischen Stereotypen gröbster Art 
als beinahe wertvollen Beitrag zur Mei-
nungsfreiheit − das Bild präsentiert „ha-
kennasige Geldjuden“ als „kapitalistische 
Ausbeuter“ des Prekariats. 

Neubergers sowohl aufrüttelnde als 
auch abgewogene und anschauliche 
Analyse kann dazu beitragen, mehr 
Menschen für das Judentum zu sensibi-
lisieren und gegen Antisemitismus un-
terschiedlicher Ausrichtungen zu akti-
vieren. Ihr berührendes, bewegendes 
Buch gehört damit − ebenso wie der stär-
ker auf Deutschland konzentrierte Band 
Steinkes − zu den wichtigen Veröffentli-
chungen der Gegenwart über den Kampf 
gegen Antisemitismus in Europa.

DR. HARALD BERGSDORF, 
POLITIKWISSENSCHAFTLER,  

ZEITHISTORIKER, BUCHAUTOR,  
BONN 
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Bernhard Weßels 
Harald Schoen Hrsg.

Analysen aus Anlass
der Bundestagswahl 2017 

Fast zeitgleich mit der Bundestagswahl 
2021 erschien der Band zur Bundestags-
wahl 2017 aus der klassischen Reihe der 
„blauen Bände“ mit Analysen zu den 
Bundestagswahlen, herausgegeben von 
den empirischen Wahlforschern Bern-
hard Weßels und Harald Schoen. Auch 
die Autorenschaft rekrutiert sich wieder 
aus zumeist renommierten Empirikern, 
die mit (allerdings gelegentlich recht un-
terschiedlichen Ansätzen) Daten zur 
Bundestagswahl auswerten, die ihnen 
zumeist die Langzeitstudie GLES bereit-
gestellt hat. Die Lektüre ist daher für 
Nicht-Fachleute auf diesem Gebiet sicher 
eine harte Kost, sie lohnt sich aber in je-
dem Fall, da in zahlreichen Beiträgen in-
teressante Perspektiven eröffnet werden, 
die Hinweise auf die Entwicklung des 
Wahlverhaltens in Deutschland geben, 
die über diese Wahl hinausreichen.

Nach einem einführenden Beitrag 
der Herausgeber zur Analyse der Bun-
destagswahl 2017 untersuchen Dieter 
Ohr und Robert Stelzle die Bedeutung 
der Parteiidentifikation und kommen zu 
dem Ergebnis, das diese durchaus eine 
Rolle gespielt habe. Zwei Drittel der 
Wahlberechtigten seien in Westdeutsch-
land im Sinne dieses Konzepts an eine 
Partei gebunden – vor allem „kognitiv 
hoch mobilisierte Individuen“ (S. 36). In 

Ostdeutschland seien dies nur geringfü-
gig weniger, was insgesamt darauf hin-
deutet, dass langfristige Bindungen 
auch für künftige Wahlen eine beachtli-
che Rolle spielen werden. Markus Stein-
brecher analysiert das Wahlergebnis der 
SPD angesichts der Bewertung der öko-
nomischen Lage. Als kleinerer Partner 
der „großen“ Koalition konnte sie nicht 
von der guten ökonomischen Lage profi-
tieren und fuhr ihr bislang schlechtestes 
Bundestagswahlergebnis ein. Offenbar 
wurden andere Themen wie Schul-  
und Bildungspolitik, Terrorismusbe-
kämpfung, Rente und Migration als 
wichtiger gesehen. Auch die guten Be-
wertungen bei der sozialen Gerechtig-
keit (dies wird auch in anderen Beiträ-
gen deutlich) nützten der SPD (anders 
als bei der Bundestagswahl 2021) nicht. 

Aber vielleicht haben sich bei der 
Bundestagswahl 2017 schon einige Ent-
wicklungen absehen lassen, die sich spä-
ter manifestiert haben. Dies lässt sich 
auch am Beitrag von Kai Arzheimer er-
kennen, der der Frage nachgeht, ob die 
AfD die Linke als ostdeutsche Regional-
partei abgelöst habe. Dies sei noch nicht 
der Fall, aber die AfD habe vom Gefühl 
der Unzufriedenheit mit dem Funktio-
nieren der Demokratie profitiert, was 
bislang in Ostdeutschland stärker die 
Linke gefördert hatte. Kontinuitäten 
werden auch deutlich am Beitrag von 
Sabrina J. Mayer, Achim Goerres und 
Dennis C. Spies über die Wahlbeteili-
gung von Menschen mit Migrationshin-
tergrund, die Daten aus der „Immigrant 
German Election Study“ auswerteten. 

Die Wahlbeteiligung aller Unter-
suchten mit Migrationshintergrund lag 
15 bis 20 Punkte niedriger als bei den 
anderen Wahlberechtigten – allerdings 
steigt deren Zahl kontinuierlich an. Die 
Union blieb sowohl bei den Befragten 

mit türkischem Hintergrund als auch 
bei den Russlanddeutschen hinter ihrem 
Durchschnittswert zurück – bei Letzte-
ren waren sowohl Linke als auch AfD 
überdurchschnittlich vertreten, bei den 
Ersten SPD und Grüne stark überdurch-
schnittlich. Grundsätzlich fördern auch 
bei den Wahlberechtigten mit Migrati-
onshintergrund klassische Faktoren wie 
Bildung, Parteiidentifikation und Ge-
spräche mit Freunden die Wahrschein-
lichkeit der Beteiligung. Die Unterschie-
de zur restlichen Bevölkerung sind wohl 
nicht so groß. Hier liegt sicher Mobili-
sierungspotenzial für alle Parteien. Nur 
bei den Russlanddeutschen scheint die 
Identifikation mit dem Herkunftsland 
stärkere Vorbehalte gegenüber politi-
scher Partizipation zur Folge zu haben. 

Inwieweit Koalitionspräferenzen eine 
Rolle spielen ist, so Evelyn Bytzeks Fa-
zit, schwer zu analysieren. Bei FDP (die 
viele Leihstimmen von der Union erhal-
ten habe) oder Grünen (viele Wähler mit 
Präferenz einer schwarz-grünen Koaliti-
on) sei das eher der Fall, auch wenn dies 
kein entscheidender Faktor gewesen sei. 
Bei mehr theoretisch möglichen Bünd-
nissen im sich auffächernden Parteien-
system dürfte Koalitionswählen ohne-
hin schwieriger werden.

Warum blieb der „Schulz-Effekt“, 
der zu Beginn des Wahlkampfes so stark 
zu verspüren war, bei der Wahlentschei-
dung selbst aus? Ulrich Rosar, Lena 
Masch, Frederik Springer und Markus 
Klein sehen als Gründe für die Kurzfris-
tigkeit dieses Effekts zum einen den Be-
kanntheitsgrad des Kandidaten, der als 
quasi unbeschriebenes Blatt einen Neuig-
keitseffekt für sich verbuchen konnte, 
der (wie bei früheren Herausforderern 
auch) geringer wurde, je mehr er ins 
Rampenlicht kam. Der zweite Grund, 
die kurzzeitige Unzufriedenheit mit der 

Flüchtlingspolitik der Kanzlerin, war 
kurzlebig und kam bald anderen zugu-
te. Die Nominierung des bekannten 
Kandidaten Scholz hat der SPD 2021 of-
fenbar mehr genutzt als der Überra-
schungskandidat Schulz 2017, aber da 
haben sicher andere Faktoren eine min-
destens ebenso große Rolle gespielt. 

Rüdiger Schmitt-Beck und Thorsten 
Faas zeigen, dass ein beachtlicher Teil 
der Wählerschaft Zweifel am demokra-
tischen Charakter der Wahl hegt. Nur 
ein Drittel hielt die Wahl für „vollstän-
dig frei und fair“, jeder Vierte äußerte 
Zweifel an der prozeduralen Qualität 
dieser Wahl. Dies spreche dafür, dass 
die Kommunikationsstrategie der AfD 
(deren Wähler darunter weit überdurch-
schnittlich vertreten sind) mindestens 
unter deren Sympathisanten auf frucht-
baren Boden gefallen ist. Till Weber 
kommt in seiner Analyse der Themen-
agenda der Bundestagswahl zu dem Er-
gebnis, dass sich Programme (aller) Par-
teien insgesamt zu stark an den männli-
chen Wählern und den oberen Schich-
ten orientieren. 

Die Verunsicherung der Wähler-
schaft angesichts der Positionen zum 
Thema Migration untersuchen Ina Bie-
ber und Manuela S. Blumenberg und 
stellen fest, dass es vor allem der AfD 
gelungen sei, verunsicherte Wähler auf 
der emotionalen Ebene anzusprechen 
und zugleich weniger politisch gebilde-
ten Personen eine Alternative auf der 
kognitiven Ebene zu bieten. Dieser Ef-
fekt hätte, so deuten die Autorinnen an, 
auch für SPD, Union und FDP bei stär-
kerer Nähe der Parteien zur Wähler-
schaft einen positiven Effekt für ihr 
Stimmergebnis haben können.

In einem zweiten großen Abschnitt 
folgen Analysen aus Anlass der Bundes-
tagswahl 2017. Paul W. Thurner u. a. 
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stellen ein eigenes Modell zur Schätzung 
der Wählerwanderungen vor, das keine 
grundsätzlich anderen Aussagen wie die 
Bilanzen von Infratest dimap ergibt, 
aber doch einige Unterschiede in Einzel-
werten (höhere Loyalitätsraten bei Uni-
on und SPD, geringere in Bezug auf die 
Nichtwähler). Joachim Behnke analy-
siert die Gründe für die wahlrechtsbe-
dingte Vergrößerung des Bundestages 
und plädiert angesichts notwendiger Re-
formmaßnahmen vor allem dafür, sich 
von der Unantastbarkeit direkt gewon-
nener Wahlkreise (vor allem bei relativer 
Mehrheit) zu verabschieden. 

Aiko Wagner untersucht die Rolle 
des Populismus bei der Wahlentschei-
dung und kommt zu dem Ergebnis, dass 
bei dieser Wahl selbst die Entscheidung 
für die AfD ohne eine „Host-Ideology“ 
für populistisch eigestellte Bürger er-
kennbar war. Umgekehrt seien diese 
durch Sachfragen kaum ansprechbar; 
etablierte Parteien könnten in diesem 
Bereich auch durch inhaltliche Neuposi-
tionierung wenig gewinnen. Eher kos-
mopolitisch orientierte Wähler tendier-
ten stärker zu den Grünen, eher paro-
chial orientierte stärker zur AfD. Dies 
lasse sich (so Marc Debus) auch anhand 
des Freizeit- und Urlaubsverhaltens zei-
gen, was auch dazu anregen soll, unpoli-
tische Faktoren bei der Wahlentschei-
dung zu berücksichtigen. Denis Cohen 
zeigt, dass das perzipierte ökonomische 
Risiko einen Einfluss auf die Wahlent-
scheidung hatte. Vor allem bei der AfD 
habe das latente Risiko der Arbeitslosig-
keit einen starken Effekt gehabt, auch 
wenn unklar sei, ob dieser Effekt eher 
zu Wahlenthaltung oder zur Mobilisie-
rung von Modernisierungsverlierern zu-
gunsten der AfD führe. 

Die Wahrnehmung der sozialen Ge-
rechtigkeit – ein wichtiger Faktor bei der 

letzten Bundestagswahl – hat schon 
2017 eine beachtliche Rolle gespielt, wie 
Nils D. Steiner zeigt: Schon 2017 sei die 
Union von den Wählern abgestraft wor-
den, die eine zunehmende soziale Unge-
rechtigkeit wahnahmen. Das waren 
knapp die Hälfte der Befragten der 
GLES-Studie. Umgekehrt habe die AfD 
da am meisten profitiert, die SPD als Re-
gierungspartner hingegen nicht. Bettina 
Westle untersucht den Zusammenhang 
von Parteiidentifikation und politischer 
Kompetenz und kommt zu dem Ergeb-
nis, dass Menschen mit Parteiidentifika-
tion eine höhere Kompetenz aufwiesen 
als parteiunabhängige Bürger, außer bei 
den Anhängern der AfD, die zwar mei-
nungsfreudig seien, aber in ihren Ein-
ordnungen oft danebenliegen. 

Zwei Beiträge behandeln die Wir-
kungen des TV-Duells der Spitzenkan-
didaten. Laut Lea C. Gorski und Micha-
ela Maier verneinen die Anhänger von 
AfD und der Linken überdurchschnitt-
lich die Aussagen der Spitzenkandida-
ten, was aber nicht zur Verstärkung vor-
handener populistischer Positionen ge-
führt habe. Jürgen Maier und Jennifer 
Bast analysieren das TV-Duell vom  
3. September 2017 zwischen Angela 
Merkel und Martin Schulz. Die Wir-
kung ist insgesamt schwer einzuschät-
zen; nur jede zehnte Aussage hinterlasse 
Reaktionen, die als Veränderung der 
Unterstützung eines Kandidaten gese-
hen werden können. Die Autoren argu-
mentieren, dass insgesamt (auch bei an-
deren vergleichbaren Veranstaltungen) 
der Angriff die bessere Strategie sei. 

Die Nutzung sozialer Medien durch 
die Kandidaten ist, wie Sebastian Stier, 
Jürgen Maier und Corinna Oschatz  
zeigen, generell angestiegen. Immerhin 
betrieben 84 Prozent einen Facebook- 
Account (das wurde von ihnen auch als 

wichtigstes Medium in diesem Bereich 
gesehen) und 49 Prozent waren bei 
Twitter angemeldet. Die AfD-Kandida-
ten seien bei diesen Anbietern nicht 
stärker präsent, obwohl diese grund-
sätzlich die Sozialen Medien intensiver 
nutzen, was an der geringeren Professio-
nalisierung der Kandidaten dieser Partei 
gelegen haben könnte. Franz Urban 
Pappi und Thomas Bräuninger untersu-
chen auf der Basis eines komplexen Mo-
dells die Auswirkung der Unsicherheit 
bei der Wahrnehmung des Politikange-
bots der Parteien. Ein Ergebnis ist, dass 
für den Durchschnittswähler die Zu-
wanderungspolitik wichtiger war als 
Klimaschutz und Sozialstaat. Generell 
ist die Unsicherheit bei der Links-
Rechts-Skala geringer als bei den Sach-
themen. 

Harald Schoen und Maria Pesthy un-
tersuchen das Verhältnis von CDU und 
CSU sowie die jeweilige Bewertung und 
die Auswirkung auf das Wahlverhalten. 
Es fällt auf, dass die CSU durchweg 
schlechter beurteilt wurde als die CDU 
und das besonders stark außerhalb Bay-
erns. Diese Unterschiede seien zur Zeit 
des Streits über die Flüchtlingspolitik 
stark angewachsen, kurz vor der Bun-
destagswahl zwar zurückgegangen, aber 
nicht auf das Niveau von vor 2015. Auf 
die Wahlentscheidung habe sich dies 
insgesamt zwar kaum ausgewirkt, in 
Bayern aber doch, wo bei wachsender 
wahrgenommener Diskrepanz zwischen 
der Bewertung der Parteivorsitzenden 
die Wahrscheinlichkeit der CSU-Wahl 
geringer wurde. Auseinanderfallende 
Bewertungen von Politikern der eigenen 
Partei (oder Parteienfamilie) können als 
störende Dissonanzen empfunden wer-
den und so (wie wohl in diesem Fall) Re-
aktionen seitens der Bürger auslösen. 
Am Ende des Bandes finden sich zwei 

Beiträge über Ungarn und Österreich, 
die man in einen solchen Band über die 
Bundestagswahl 2017 nicht unbedingt 
hätte aufnehmen müssen.

Der Band hat seinen Ruf der Reihe 
als Klassiker der Wahlforschung ein-
drucksvoll bestätigt. Wenn manche 
Schaubilder lesbarer wären, würde dies 
der Verbreitung ebenso helfen wie der 
gelegentliche Verzicht auf allzu kompli-
zierte Sprache. Insgesamt ein eindeuti-
ger Beleg dafür, dass diese Art von 
Wahlforschung wichtig ist. Sie sollte 
auch in Sammelbänden häufiger erfol-
gen und möglichst bald die Bundestags-
wahl 2021 erfassen.

DR. GERHARD HIRSCHER, 
HANNS-SEIDEL-STIFTUNG, MÜNCHEN 
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Ausgabe vom 15. November 2021 – 5/2021 
 
 
 

/// Handlungsempfehlungen für Deutschland und seine Verbündeten 

Sicherheitspolitische Herausforderungen  
in der Arktis 
 
 
Andrea Rotter /// Bedingt durch die Folgen des Klimawandels rückt die Arktis zunehmend 
in den Fokus der globalen geopolitischen Rivalität, zugleich wird sie auch zu einer sicher-
heitspolitischen Herausforderung. Russland reaktiviert seit geraumer Zeit zahlreiche ehe-
malige sowjetische Militärstützpunkte und erhöht seine Truppen. Aus diesem Grund müssen 
sich Deutschland und seine Verbündeten mit den Konsequenzen auseinandersetzen und 
entsprechend agieren. 
 
♦ Die strategische Bedeutung der Arktis steigt: als Hotspot des Klimawandels, als Indikator 

der geopolitischen Rivalität sowie als Schauplatz eines sich zuspitzenden Sicherheits-
dilemmas. 

♦ Deutschlands sicherheitspolitische Interessen und Prioritäten wurden 2019 in den 
„Leitlinien deutscher Arktispolitik“ festgehalten. 

♦ Sicherheitspolitische Herausforderungen ergeben sich aus den militärischen Aktivitäten 
Russlands, dem Fehlen eines formellen sicherheitspolitischen Dialogs über die Arktis 
sowie der notwendigen Balance zwischen glaubhafter Abschreckungs- sowie Verteidi-
gungsfähigkeit und fortgeführter Kooperation mit Russland. 

♦ Nach Ansicht der Experten1 sollte Deutschland seine sicherheitspolitischen Interessen 
klarer definieren, seine bilaterale Zusammenarbeit ausbauen und innerhalb der NATO 
für eine „ganzeuropäische“ Bündnisverteidigung eintreten. 

 

Ausgabe vom 23. November 2021 – 6/2021 
 
 
 

/// Für innovative und menschendienliche Forschung und Wissenschaft 

Deutschland braucht ein  
Gesundheitsdatennutzungsgesetz! 
 
 
Maximilian Th. L. Rückert / Bernhard Seidenath /// Bis 2025 will die EU-Kommission mit Schaffung 
eines europäischen Gesundheitsdatenraums für einen effizienten Austausch und direkten Zugriff auf 
unterschiedliche Gesundheitsdaten sorgen – für die Gesundheitsversorgung selbst (Primärnutzung) 
und die Gesundheitsforschung (Sekundärnutzung). Die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und 
das Patientendatenschutzgesetz brauchen dafür eine innovationsoffene Ergänzung: ein patienten-
zentriertes Gesundheitsdatennutzungsgesetz, das öffentlicher und industrieller Forschung und 
Entwicklung Datennutzung ermöglicht. 
 
♦ „Datenschutz UND Datenschatz zusammen denken!“ Wir brauchen eine breit angelegte öffent-

liche Debatte, die den Datenschutz ganzheitlich als Teil des Patientenschutzes erklärt. Gesund-
heitsdaten müssen deshalb als Kollektivgut gedacht werden. Der individuelle Nutzen für die 
Gesundheit jedes Einzelnen beispielsweise durch den Einsatz von KI-Systemen muss dafür mit 
einer breit angelegten Kampagne erklärt werden. 

♦ „Daten teilen, heißt besser heilen!“ Wir brauchen einen verbindlichen Rechtsrahmen für Daten-
spenden. 

♦ „Mehr Datensolidarität wagen!“ Jeder hat zwar ein Widerspruchsrecht, aber um genug Daten 
für Forschung und Entwicklung zu haben, brauchen wir eine starke Opt-Out-Regelung statt der 
Opt-In-Vorschrift im Patientendatenschutzgesetz. 

♦ „Eine für alle!“ Wir brauchen zeitnah die Einrichtung einer zentralen Sammelstelle für For-
schungsdaten, die Forschungsanfragen aller transparent prüft, die Daten treuhänderisch ver-
waltet, normiert und kuratiert und die eine sichere (digitale) Forschungsumgebung bietet. 
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